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Volksſtimme
Sozialdemokratiſches Organ für den Regierungsbezirk Merſeburg.
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Halle, Dienstag den 19. Februar 1918. 2. Jahrgang.

Neue Feindſeligkeiten im Oſten
bereits im Gange?

Der geſtern abend ausgegebene Heeresbericht beſagt:

An der großruſſiſchen Front haben heute
12 Uhr mittags die Feindſeligkeiten begonnen.

Jm Vormarſch auf Dünaburg iſt die Düng
kampflos erreicht.

Von der Ukraine zu ihrem ſchweren Kampf
gegen die Großruſſen zu Hilfe gerufen, haben
unſere Truppen den Vormarſch aus Richtung
Kowel angetreten.

An gut informierter Wiener diplomatiſcher Stelle er
fährt der Vertreter des Az Eſt, daß, nachdem Deutſchland
den Waffenſtillſtand mit Rußland mit dem 18. Februgr als
abgebaufen anſieht, die Entſcheidung Deutſchlands, den Krie
gegen Rußlamd fortzuſetzen, auch die Tatſache veranlaßte, da
die Bolſchewiki- Truppen einen Teil des eſtländiſchen und
litauiſchen deutſchen Adels niedermetzelten, die Bevölkerung
deutſcher Herkunft mißhandelten und an der Ausübung ihrer
wirtſchaftlichen und politiſchen Rechte verhinderten. Außer
dem iſt aus Finnland, wo die Bolſchewiki noch gewalttätiger
auftreten, ein dringender Notſchrei nach Deutſchland gelangt.
Dieſe Umſtände haben Deutſchland bewogen, die einſeitige
Einſtellung des Kriegszuſtandes ſeitens der Bolſchewiki nicht
zur Kenntnis zu nehmen Und zu Mitteln zu greifen, durch
welche es gelingen wird, mit Rußland einen dauernden Frie
den zu ſchließen. Nach dem 18. Februar wird Deutſchland
vor allem nach Litauen und Eſtland eine militäriſche Expedi-
tion entſenden, um die deutſche Bevölkerung zu verteidigen.
Nachher wird Deutſchland beſtrebt ſein, mit Rußland Frieden
zu ſchließen.

Zu dem im deutſchen Hauptquartier in bezug auf Ruß-
land gefaßten Beſchlüſſen wird dem Peſter Lloyd von zu
ſtändiger diplomatiſcher Stelle mitgeteilt: Durch welche
Gründe immer Deutſchland ſich in ſeinem Vorgehen gegen
Rußland beſtimmen läßt, die Tatſache ſteht feſt, daß auch in
dieſer ernſten Fruge trotz praktiſchen verſchiedenen Verhaltens
zwiſchen den verbündeten Mittelmächten keine Differenz be
ſteht. Ausdrücklich wird feſtgeſtellt, daß der Standpunkt der
öſterreichiſch ungariſchen Regierung im vollen Einvernehmen
mit den Verbündeten gewählt worden iſt, und wir dürfen
deſſen ſicher ſein, daß dies keine Verlegenheitsphraſe, kein
Vorhang zur Verhüllung geheimer Gegenſätze iſt. Wir ſind
nach wie vor im Kriegszuſtand mit Rußland, ſo gut wie
Deutſchland es iſt, und wenn bei etwaigen neuen deutſch
ruſſiſchen Kämpfen keine öſterreichiſch- ungariſchen Truppen an
der Seite der deutſchen Truppen ſtehen werden, ſo hat das für
das Verhältnis der beiden Mächte und für ihr Bündnis ſo
wenig zu beſagen, wie etwa die Tatſache, daß heute keine öſter
reichiſch- ungariſchen Truppen an der Weſtfront gegen Fran
zoſen und Engländer kämpfen, oder daß die längſte Zeit
OeſterreichUngarns allein ſeinen Krieg gegen Jtalien geführt
hat. Jede Hoffnung unſerer Feinde auf eine Lockerung des
Bündniſſes würde ſich in kürzeſter Friſt ebenſo enttäuſcht
finden, wie die ganze bisherige auf eine Entzweiung der
Mittelmächte gerichtete Politik der Entente ein einzigſter
großer Fehlſchlag war.

Die ruſſiſche Regierung iſt übrigens mit der von deutſcher
Seite gewählten Art der Beendigung des Waffenſtillſtandes
nicht einverſtanden; ſie meint. der Waffenſtillſtand hätte mit
ſiebentägiger Friſt ausdrücklich gekündigt werden
müſſen. Dem gegenüber betont bekanntlich die deutſche Heeres
leitung, daß der Waffenſtillſtand durch dos Scheitern der
Friedensverhandlungen automatiſch gekündigt wor
den iſt, da er ja nur zu dem Zweck abgeſchloſſen wurde, einen
Friedensſchluß berbeizuführen. Auf deutſcher Seite wurde des-
halb der letzte Sitzungstag von BreſtLitowſk, der 11. Februgr,
als Tag der Kündigung und der 18. Februar als Termin für
den Ablauf des Waffenſtillſtandes angeſehen.
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Die eigentlichen Friedensverhandlungen mit Rumänien
haben noch nicht begonnen. Die Konferenzen befinden ſich
immer noch im Stadium der Vorbeſprechung. Es iſt mög
lich, daß die Houptverbandlungen am 22. Februar beginnen
können. Jn dieſem Falle würde ſich Staatsſekretär v. Küvſ-
mann noch Focſani begeben. Ueber das Programm, das die
Mittelmächte bei dieſen Verhandlungen vorzuſchlagen ge

ken, lienen näbere Einzelheiten zur Zeit noch nicht vor.
Deutſchlands und OeſterreichUngarns Intereſſen werden ſich
vorausſichtlich auf die Sicherung bisheriger Vorteile er
ſtrecken.

Die Einberufung der rumäniſchen Kammer iſt auf den
10. März verſchoben worden: ſie ſoll als eine Art National-
verſammlung tagen. Entſcheidende Ereigniſſe ſind noch vor
ihrem Zuſammentritt zu erwarten. Den MilitärAttachees
der Alliierten im rumäniſchen Hauptquartier wurden bereits
m Pynnabend die Abberufungsbefehle ihrer Regierungen

geſtellt.

Ein neuer Hilferuf der Akraine.
Die ukrainiſche Regierung verſendet aus ihrem

en herigen Resierungsſite Schito mir folgenden Funk-
pruch:

Allen, allen, allen!
hr habt die Funkſprüche und die Zeitungen der ruſſiſchen

Bolſchewiſten geleſen, in denen ſie ſagen, ſie kämpfen nur mit
der verhaßten Zentralrada, die die bolſchewiſtiſche Macht nicht an
erkennen will, und nicht mit dem ukrainiſchen Volke. Glaubt
nicht daran! Es iſt nur Maske und ein ſcheinheiliger
Vorwand. Schauet nicht auf die Worte, ſchauet auf die Taten
der Bolſchewiſten in unſerem Lande. Noch vor zwei Monaten hat
man ükerall in Rußland von der Ukraine als von einer Oaſe mitten
in der allruſſiſchen Wüſte geſprochen. Es war verhältnismäßige
Ordnung in unſerem Lande. Die Freude, der Stolz und die
Achtung vor unſerem erſten, vom ukrainiſchen Volke ſelbſt
erwählten ſozialiſtiſchen Volksparlament, derZentralrada, beherrſcht uns alle, und wir ſtreben danach, nicht zu

verzichten, ſondern auf den Schluß des Krieges eine ſoziali-
ſtiſche und demokratiſche Freiheit unſeres Landes
ſelbſt aufzubauen. Die volſckewiſten in Peters?urg, in
Moskau und onderen großen ruſſiſchen Städten ſehen mit Neid
und Haß dieſen Fortſchritt der inneren Ruhe. Aber dies war
doch nur der kleinere Grund. Der Hauptgrund war der natürlicke
Reichtum der Ukraine an Getreide, an Zucker oder was ſonſt
unſere Heimat hervorbringt, und die uralte. hiſtoriſch gewordene
Gewohnheit des gierigen großruſſiſchen Volkes, unſeres
alten Bedrückers, uns zu berauben und auszuſaugen.Die Träger der bölſchewiftifchen Gedanken haben ſich in nichts von
denen des zariſtiſchen Bedrücker- und Ausheutertums entfernt. Sie
zertreten wie früher die Rechte und die Freiheit der nicktruſſiſchen
Länder des geweſenen ruſſiſchen Reiches und ſetzen die Räube-
reien des Zarentums fort. Warum rauben die Volſche
wiſten nur bei uns in der Ukraire? Warum z. B. nicht im Don-
gebiet? Das Dongebiet hat in der Mehrzahl großruſſiſche Bevölke
rung, alſo wird es geſchont, ob es nun revolutionär oder regktionär
iſt. Die Ukraine aber beſteht aus ukrainiſchem Lande und Bevölke-
rung, alſo wird ſie noch ruſſiſcher Manier überfallen und ausge-
keutet, obgleich ſie ſich als ſoziale und demokratiſche
Republik organiſiert hat.

Fremde! Die ibr uns bisher nicht gekannt habt und zu denen
unſere Stiwme nur ſchwer gelangt, ver ſteh jetzt den wahren Charak-
ter der ruſſiſchen Bolſchewiſten Jn Charkow, Poltowa,
Jekaterinoſlaw, Kiew und in vielen anderen ukrainiſchen
Städten herrſcht jetzt Worden und Brennen. Jeder Ukrairer,
der ſich vor oder während der Revolution eifrig gezeigt hat, die
neue Freiheit unſeres Landes zu ſchbützen, wird verfolgt, aus dem
Hauſe gezogen und von der Roten Garde erſchoſſen. Leſt, wenn
ihr uns nicht ſelber glaubt, was die Bolſchewiſten ſelbſt berichten,
und was ſie in ihrer eigenen Zeitung. der Petersburger Prawda,
vom 18. Janvar geſchrieben hoben Dort ſteht:

Die Tätigkeit und das Amt als Kommiſſar für Nah
rungsmittelbeſchaffung auf ukrainiſchem Ge
biete iſt dem Volkskommiſſar Luchanowſki übertragen wor-
den. Der gonze techniſche Apparat, wie Eiſenbahnen, Stations-
kommiſſare, Agitatoren und fliegende Requiſitionsabteilungen
ſollen zu ſeiner Verfügung geſtellt werden. Auf den Dörfern und
Gütern iſt noch eine Unmenge von Getreide, auf den
Fabriken der Ukraine voch maſſenbaft Zucker, auf den Eiſenbahnſtationen noch viel Steinkohle in Wagenladungen. Leider

iſt die Betriebsfäbigkeit der Eiſenbahnen in fürchterlichem Zu
ſtande; zum Beiſpiel vermag die Kurſk-- Moskauer Bahn täglich
nur 115 Waggons, ſtatt früher und normal 1500 zu befördern.
Die Knotenpunkte ſind vollkomwen verſtopft. Dieſes muß noch ge-
beſſert werden. Auch haben unſere Kommiſſare in den Dörfern,
wo ſie die erwerbsloſen Leute organiſieren, noch große Müß das
Brotanſich zubringen, das die ukrainiſchen Dorf-
komitees nicht herausgeben. wollen.

Fremde! Wißt ihr, was es heißt, eine bolſchewiſtiſche Reauiſi-
tions kommiſſion in einem Dorfe zu haben, und wie ſie dieſe Dörfer
verlaſſen? Wie immer neue Räuberbanden rücken ſie an. Sie
ſtehen unter dem Oberfehel Hunderter ſonſt ſtellungsloſer Sv tzel
und Gendarmen der letzten Regierung, die gewohnt waren,
im Auftrage des Zarentums unſchuldige und willenloſe Men-
ſchen zu vernichten. Sie ſetzen ihr Handwerk fort und verbreiten
Leiden und Entſetzen in unſerem Lande, das keine andere
Schuld hat, als fruchtbringend, freiheit- und friedliebend zu ſein.

Fremde, die ihr frei auf dem Boden eurer Väter wohnt, hört
uns, verſtebt uns! Auch wir käwpfen für unſere ſoziale Frei-
heit und für die Rettung unſerer Frauen und Kin-
der, für das Recht unſerer Selbſtbeſtimmung, das ſie uns aus den
Händen reißen wollen.

Fremde! Verbreitet dies. wenn ihr Freunde der wahren ſoaialen
und demokratiſchen Freiheit ſeid, ſendet es an alle Länder, in denen
weder die reaktionören noch die ganarchiſtiſchen Zerſtörer es ver
hindern, daß die Stimme der Wahrheit und der Frei-
heit gehört wird!

Offiziöſe Kundgebung zur polniſchen
Frage.

Betlin, 19. Februar. Wie der Norddeutſchen Allgemeinen
Zeitung von zuſtändiger Stelle mitgeteilt wird, ſind Beſchlüſſe,
was weiter aus Polen werden ſoll, noch nicht gefaßt wor
den. Auf den Ausfall der letzten Entſcheidungen wird ſelbſt-
verſtändlich vor allem auch die Art und Weiſe von Einfluß
ſein, wie die befreiten Polen ſich gegenüber Deutſchland und
Oeſterreich- Ungarn zu verhalten gedenken.

Wahlrechtswoche.
Nachdem ſie einige Wochen wie die Katze um den heißen

Brei gegangen, hat die Wahlrechtskommiſſion des Abgeord
neten hauſes endiich am Montag die Beratung des ent

ſcheidenden Paragraphen begonnen, der folgendermaßen
lautet: „Jeder Wähler hat eine Stimme.“

Zwei wichtige Dokumente liegen hierzu vor: eine noch-
malige Erklärung der Regierung und ein Antrag der
Konſervativen.

Der Antrag der Konſervativen iſt um auf
januſchauiſch zu reden die Drohgeſte des „Volksdomp-
teurs“, ein Gemiſch von Verachtung und Brutalität. Nichts
hindert die Herren, die ſich über dem Volke fühlen wie der
Tierbändiger über die würden Beſtien, kein Schamgefühl
hindert ſie, zu der Beratung des gleichen Wahlrechts das
Monſtrum zweier miteinander verfilzter

Klaſſenwahlrechte aufzutiſchen, ein kurioſes Gemiſch
von Pluralklaſſenwahlrecht und berufsſtändiſchem Wahlrecht,

von dem ſelbſt Ben Akiba geſtehen müßte, es ſei noch nicht
dagewefſen.

Dieſer konſervative Wahlrechtsvorſchlag iſt nur ver
ſtändlich, weil weniger hinter ihm der poſitive Wille ſeiner
Väter ſteht, ihn durchzuſetzen, als vielmehr der negative

Wille, dem Volk unter allen Umſtänden das
gleiche Wahlrecht vorzu enthalten. Solange
das Volk ruhig war, galt allen Rückſchrittlern als erwieſen,
daß es an der ganzen Sache kein Jntereſſe habe. Jetzt, da es
aufbegehrt hat, heißt es: Jhr ſeid unartig geweſen, alſo be
kommt ihr erſt recht nichts. So oder ſo, ein Vorwand iſt
immer da.

Und ſei es ſelbſt der allerabgedroſchenſte Vorwand, mit
dem der ungariſche GeiſtesverwandteTiſ sa, geglaänzt zu haben glaubt: der a

iche Wahlrecht, Dnicht nach einer Belohnung durch das gle t, ieGeſchichte vom reichen Mann, der den Armen Geld ſchuldig
iſt, aber nicht zahlt, ſondern durch geriſſene Advokaten den
Prozeß endlos hinziehen läßt. Unverſehens fällt das Kind
des reichen Mannes ins Waſſer, der Arme rettet es unter
Gefahr des eigenen Lebens, und nun eröffnet ihm der Reiche
ſalbungsvoll: „Der wahre Lebensretter fragt nicht nach der
Belohnung, deshalb werde ich Dir jetzt Dein Geld erſt
recht nicht zahlen, ſondern mich weiter von Dir ver
klagen laſſen.“ Das iſt ungefähr auch die Moral der preußi-
ſchen Konſervativen.

Die Regierung hat demgegenüber erſt durch den Mund
des Grafen Hertling, dann durch ihr offiziöſes Sprachorgan
in beſtimmteſter Weiſe erklärt, daß ſie allen Scharfmachereien
gegenüber feſt bleiben wird. Sie hat ſogar angekündigt,
daß ſie im Notfalle auch die „beſonderen Mittel“ anwenden
wird, die ihr die Verfaſſung in die Hand gibt, um ihre Vor
lage durchzubringen. Leider ſind dieſe beſonderen Mittel nur
eine Auflöſung des Abgeordnetenhauſes mit Neuwahl nach
dem Dreiklaſſenwahlrecht.

Sicher kein übermäßig ſtarkes Druckmittel. Und den
noch ſollte die Mehrheit des Abgeordnetenhauſes ſich ſcheuen,
es bis zu ſeiner Anwendung kommen zu laſſen. Wenn auch
die brutale Entrechtung von fünf Sechſteln der Bevölkerung
durch das Dreiklaſſenwahlrecht bei einer Neuwahl große Um
wälzungen faſt unmöglich macht, ſo könnte doch der Wahl
kampf Begleiterſcheinungen zeitigen, die ſich weit weniger vor
ausberechnen laſſen als das Wahlergebnis. Es iſt gefährlich,
gegenüber einem denkenden Volke, das ſich ſeines Wertes be
wußt geworden iſt, den Dompteur ſpielen zu wollen.

Namentlich die Nationalliberalen ſollten ſich fragen, ob
ſie ſich noch weiter durch ihre Pluralwahlrechts-
ſchwärmerei lächerlich machen wollen. Sachſen galt ihnen
bisher als Jdeal, und gerade in Sachſen macht jetzt die Zweite
Kammer den Verſuch, das geltende Pluralwahlrecht abzu
bauen unter Mitwirkung der ſächſiſchen Natio-
nalliberalen. Lediglich zwei von den vier bisher gelten
den Zuſotzſtimmen wollen die ſächſiſchen Nationalliberaleß
ſtehen laſſen, mit der ausdrücklichen Bedingung, daß auch dieſe
beiden Zuſatzſtimmen nicht auf Grund irgendwelcher direkten
oder indirekten Vermögens rechte verliehen werden dütr-
fen. Was bleibt alſo von dem berühmten ſächſiſchen Vorbild
übrig? Wo iſt ſeine „Bewährung“, wenn die ſächſiſchen Na
tionalliberalen ſelber ſeine Reformbedürftigkeit
anerkennen?

Bei der Stellungnahme der Nationalliberalen und auch
des Zentrums muß freilich jede Hoffnung, daß vielleicht etwas
Beſſeres aus der Kommiſionsberatung herausſpringen
könnte als die Regierungsvorlage, völlig aufgegeben
werden. Wir haben ihre Mängel ſcharf kritiſiert. Wir ſind
weit von der Jlluſion, daß ihre Annahme bereits den endgül-
tigen Sieg über die Reaktion in Preußen bedeuten, den wei
teren Kampf der Sozialdemokratie für die Sache des Volkes
zu einem Spaziergong machen würde. Wir ſehen im Gegen
teil die ſchärfſten Kämpfe voraus, die ſich nicht zuletzt daraus
ergeben werden, daß die Regierung den Hemmſchuh des Her
renhaufes noch feſter zu verankern ſucht.

Aber anderſeits bedeutet es eine irrſinnige Uebertrei
bung, nach der Agitationsmethode der „Unabhängigen“ die
Erſetzung des Dreiklaſſenwahlrechts durch das gleiche Wahl
recht in Preußen gerade in Preußen als eine Belang-
ſoſigkeit abtun zu wollen. Karl Marx wußte wohl auch
ſehr gut, daß die Einführung des geſetzlichen Höchſtarbeits
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Gyhes in England noch lange nicht den Sturz der Kapitaliſten
klaſſe bedeutete, und doch feierte er dieſe Einführung als den
Sieg eines Prinzips. Auch mit dem gleichen Wahl
techt ſiegt in Preußen ein Prinzip, auf deſſen Erreichung
Laſſalle einſt die Geſamtmenge ſeiner gewaltigen poli-
tiſchen Energie konzentrierte.

Hätten wir es nur erſt! Gerade der niederdrückende und
don einem verantwortungslos handelnden Parlament noch
künſtlich geſteigerte Peſſimismus der Volksmaſſen hat
die politiſche Gereiztheit der letzten Wochen auf den Gipfel
treiben helfen. Und nun ſind Dinge eingetreten, deren un
mittelbarer Druck vielleicht ſo hart empfunden wird,
daß ein freies Wahlrecht (immer falls es zuſtandekommt), das
erſt nach dem Kriege praktiſche Anwendung findet, als ge-
ringer Troſt erſcheint. Die Zeit der außerordentlichen Kriegs-
gerichte, in der wir jetzt leben, iſt alles andere als frei.

Aber dieſe Dinge müſſen automatiſch kurz über lang
verſchwinden. Ein freies Wahlrecht dagegen wird blei-
ben. Und das Bleibende entſcheidet die Entwicklung der
Weltereigniſſe.

Neuer Krieg Wirtſchaftskrieg.
Die erwartete amtliche Erklärung iſt erfolgt: Deutſch-

kand betrachtet durch den Abbruch der Friedensverhandlungen
in Breſt-Litowſk. auch den Waffenſtillſtand. mit Rußland für
gekündigt und am 18. Februar abgelaufen; von nun an
können die militäriſchen Operationen im Oſten wieder be-
ginnen.

Mit Trauer vernimmt das deutſche Volk dieſe Kunde.
Es hätte viel lieber gehört, daß im Oſten endgültig und
dauernd Friede geſchloſſen ſei. Der Verlauf des finniſchen
Bürgerkriegs, die Unruhen in Livland und Eſtland wären
kein genügender Grund gewefen, nicht Frieden zu halten.
Das Wiederaufflammen des Kampfes hängt letzten Endes
mit den Lebensmittelvorräten zuſammen, die man in der
Ukraine vermutet. Wäre es in Breſt-Litowſk zu einer voll-
ſtändigen Einigung gekommen, hätten ſich die Mittelmächte
und Nordrußland darein teilen können. Da man zu einer
ſolchen Vereinbarung nicht gelangt iſt, beſtand die dringende
Gefahr, daß dieſe Vorräte, um derentwillen die Mittel-
mächte den Frieden mit der Ukraine durch weiteſtgehendes
Entgegenkommen Cholm beſchleunigt hatten, uns gänz-
lich verloren gingen. Graf Cyernin hatte einen Brotfrieden
verſprochen; es iſt ein Krieg um das Brot geworden. Vor
allem um das Brot für Oeſterreich, wenn auch dieſes aus
innerpolitiſchen Gründen an den neuen militäriſchen Ak-
tionen gegen Rußland ſchwerlich teilnehmen wird.

Man darf nicht glauben, daß etwa die Befreiung der
Ukraine von den Bolſchewikis den Mittelmächten ſchon
Lebensmittel in Hülle und Fülle geben könnte; welche Vor-
räte noch in der Ukraine lagern, iſt unbekannt, die Trans-
portmöglichkeiten ſind begrenzt. Aber in den nächſten drei
Monaten drohen allen kriegführenden Völkern beſonders
ſchwere Entbehrungen, ſtärkſte Belaſtungsproben. Dieſe
konnten für die Völker der Mittelmächte vermindert oder
ſtark gemildert werden, wenn es gelang, einige Zuſchüſſe
aus der Ukraine zu mobiliſieren. Deren Vorräte waren frei-
lich zugleich die einzige Hoffnung der Bolſchewiki, Nordruß
hand vor der größten Hungersnot zu beſchützen, die in der
modernen Zeit einem Volke zuſtieß. Finnland und die Oſt
ſeeprovinzen Livland und Eſtland hungern ſchon in der
fürchterlichſten Weiſe. Durch das Scheitern von Breſt-
Litowſk t die Lage im Oſten wahrhaft tragiſch geworden.

Der neue Krieg gegen Rußland iſt ein Krieg ohne
Schwung, Kampf gegen einen Feind, der ſich nicht wehren
kann, noch will. Er hat keine Aehnlichkeit mit dem Feldzug,
den 1791 die europäiſchen Mächte gegen das revolutionäre
Frankreich unternahmen. Wir wollen keinen Zaren wieder
einſetzen und miſchen uns nicht in Rußlands innere Politik.
Es ſoll kein Erooerungsfeldeug zur Gewinnung neuen Landes
ſein. Es ſoll nur die Bolſchewikis zur Unterzeichnung eines
Friedensvertrages nötigen, der den Mitteſmächten den Zu
gang zum ukrainiſchen Getreide ſichert. Hoffentlich genügt
der bloße Antritt des Vormarſches, um doch noch einen Frie-
densvertrag im Oſten zu erreichen.

Ueber den Wirt'ſchaftskrieg nach dem Weſten hin hat der
preußiſche Handelsminiſter Sydow vor dem neu gegründeten
Jnduſtrierrat geſprochen. Dieſer Jnduſtrierat iſt eine Zu-
ſammenfaſſung ſämtlicher Unternehmerorganiſationen
Deutſchlands. Die Arbeiterſchaft kann ſich an dieſer Einig-
keit ein Vorbild nehmen. Der Jnduſtrierat will ſich mit
Fragen der Uebergangswirtſchaft beſchäftigen und überhaupt
die Kapitaliſtenintereſſen nach Möglichkeit wahrnehmen. Be
ſonders große Bedeutung meſſen wir ihm nicht bei: er wird
wohl in der Hauptſache nur die Vertreter des mobilen Kapi-
tals für das neue preußiſche Herrenhaus präſentieren.

Vor dieſer Körperſchaft hat nun Herr Sydow dargelegt,
wie ernſthaft Amerika, England und Frankreich damit um-
gehen, Deutſchland auch nach dem Frieden von dem Bezug
der für unſere Jnduſtrie unentbehrlichen Rohſtoffe auszu-
ſchließen. Das Verbot des Wirtſchaftskrieges im Friedens-
vertrag, der Grundſatz der Meiſtbegünſtigung, ja ſelbſt die
Wiederherſtellung der offenen Tür wären kein Schutz da
gegen. Nur das Zuſammenhalten der deutſchen Rohſtoff-
Vorräte und der Austauſch der Urſtoffe von Staat zu Staat
könnten die deutſche Jnduſtrie davor bewahren, nach dem
Krieg aus Mangel an Wolle, Baumwolle, Kupfer, Platin,
Zink uſw. in erheblichem Umfange ſtillzuſtehen.

Nahrungsmittelbeſchaffung und Rohſtoffverſorgung ſind
in dieſem großen Wirtſchaftskrieg Staatsſoche geworden,
Aufgaben, die nur der Staat löſen kann. Ob Herr Sydow
das erkannt hat? Aus ſeiner Rede geht es nicht hervor.
Aber nehmen wir zu ſeinen Gunſten an, daß er nur den
Herren vom Jnduſtrierat nicht hat ſagen wollen, daß die
Schwärmerei für die Wiederherſtellung der ſogenannten freien
Wirtſchaft landesverräteriſcher Unſinn iſt. Den Krieg um
Brot und Rohſtoffe kann nur der organiſierte Staat ge
winnen und zum Frieden führen.

Die Polen zur Abgrenzung
der Akraine.

Die Blätter veröffentlichen nunmehr die Kundgebung der
polniſchen Mitglieder des Herrenhauſes in der Frage de
Cholmer Landes, in der dieſelben in voller Uebereinſtimmung
mit den Gefühlen aller Schichten der polniſchen Bevölkerung
einmütig mit dem Polenklub der Abgeordneten entſchieden
und feierlichſt Proteſt einlegen gegen die im Friedensvertrag
von Breſt-Litowſk vereinbarte Grenzbeſtimmung zwiſchen dem
Königreich Polen und der Ukraine. Gemäß der in der heuti-
gen Obmännerſitzung der Parteien des Abgeordnetenhauſes

wird die Regierung in der morgigen Sitzung das Budgetpro-
viſorium einbringen, das zur erſten Leſung auf die Tages
ordnung am Mittwoch geſtellt wird. Die morgige Sitzung
wird nur von kurzer Dauer ſein. Als erſter Redner in der
Debatte über das Budget-Proviſorium wird ein Vertreter
des Polenklubs ſprechen.

Kiew in den Händen der Bolſchewiki.
Petersburg, 17. Februar. Die Petersburger TelegraphenAgenturmeldet: Der Kampf bei Kiew war erbittert. giew ſt en von

den revolutionären Streitkräften genommen. Das Komm
Ausrüſtungen richtet eine Abteilung für den Austauſch für en ein,
um dem Lande Jnduſtrieerzeugniſſe zu feſtgeſetztem Preiſe im Austauſch
gegen Getreide und Lebensmittel zu liefern.

Ueber die Vorgänge vor der Einnahme von Kiew wird über
Stockholm gemeldet: Ueber der Stadt hing eine dichte Rauchwolke.
Die geſamte Artillerie der Bolſchewiki nahm an dem Kampfe teil. An
allen hochgelegenen Stellen ſowie auf dem rechten Flußufer waren
Kanonen aufgeſtellt. Zweihundert und mehr Feuerſchlünde traten in
Tätigkeit. Die Oktoberereigniſſe in Moskau verblaſſen vor den Ereig-
niſſen in Kiew. Der Hauptkampf ſpielte ſich in der Umgebung der
Petſchora ab, dem Sammelpunkt der ukrainiſchen Streitkräfte. Es wird
n daß ſich Offiziere und Offizierſchüler den ukrainiſchen Truppen
anſchloſſen.

Aeber die Sreigniſſe in Eſtland.
wird aus Riga vom 16. Februar noch folgendes gemeldet:

Die ganze Gegend zu beiden Seiten der Bahn Reval--Narva iſt
in den Händen der Roten Garde und der Maximaliſten. Das eſt
niſche Militär bot bis jetzt einen gewiſſen Schutz gegen dieſe
Banden, doch erſcheint ſein Einfluß jetzt nicht mehr genügend. Die
Güter ſind 'ämtlich beſchlagnahmt und werden von der Roten Garde
verwaltet. Demnächſt ſollen auch die Bauerngeſinde r werden.
Die Häuſer in den Städten und die Bankguthaben ſin
nationeles Vermögen erklärt worden und werden von der Roten Garde
verwaltet. Ein Teil der lettiſchen Truppen ſoll ſich geweigert haben,
Livland zu verlaſſen, da ſie nur ihr eigenes Land verteidigen wollen.

Die beſſer geſtellten Letten, insbeſondere die Geſindewirte, warten
mit Sehnſucht auf den Einzug der Deutſchen, nicht etwa zur vorüber
gehenden Sicherung ihres Lebens und Beſitzes, ſondern zwecks voll
ſtändigen Anſchluſſes Eſtlands und Livlands an Deutſchland.

Die Mehrzahl der lettiſchen und eſtniſchen Soldaten will im Falle
eines Vormarſches der Deutſchen die Waffen abgeben und im Lande
bleiben. Die überwiegende Zahl der Eſten iſt deutſchfreundlich ge-
ſinnt. Sowohl in Eſtland wie in Livland werden eifrig Unterſchriften
für einen Anſchluß an Deutſchland geſammelt.

Von der Lage in Petersburg.
Jm Berliner Lokalanzeiger ſchildert ein Mitglied der deutſchen

Kommiſſion, die ſechs Wochen lang in der ruſſiſchen Hauptſtadt an
der Arbeit war, um eine Verſtändigung über beſtimmte Einzelheiten
mit der bolſchewiſtiſcheſi Regierung zu erzielen, ſeine Erleb niſſe
in Petersburg. Er ſagt u. a.: Die Unſichetrheit nicht allein außer-
halb, ſondern auch innerhalb der Häuſer nimmt von Tag zu Tag zu.
Das Erſcheinen bewaffneter Banden in Privatwohnungen zählt nicht zu
den Seltenheiten. Die Roten Gardiſten rekrutieren ſich aus arbeits
und lichtſcheuen Elementen. Sie laufen in ſchäbigen Zivilanzügen mit
dem Gewehr über der Schulter umher, ein klägliches Symbol Rußlands.

Der Agerzia Stefani wird aus Petersburg gemeldet: Jn
Kiew haben Pogrome gegen die Juden ſtattgefunden, bei denen 900
Häuſer geplündert wurden. Jn Petersburg wurde eine Metall-
fabrik, in welcher ſich 125 Million Rubel zur Auszahlung der Arbeits-
löh. e befanden, angegriffen. Das Gewehrfeuer dauerte zwei Stunden;
der Angriff wurde aber abgeſchlagen. Die Wein- und Alkohollager
wurden geplündert und nach einem dreizehnſtündiger Kampf ein-
geäſchert.

Nach einer Petersburger Havasmeldung iſt im Hafen von
Petersburg ron neuem ein Brand ertſtanden, der eine große Menge
Lebensmittel zerſtörte. Das Feuer iſt auf Brandſtiftung zurückzuführen.

Finnlands Kampf um Selbſtändigkeit.
Nach einem Telegramm der Prawda hat am 6. Februar die

finniſche Weiße Garde in Stärke von 5000 bis 6000 Mann Nikolai-
ſtadt.überfallen, die ruſſiſchen Truppen entwaffnet und ſich in den
Beſitz der Stadt und des Hofens geſetzt.

Wie Aftonbladet (Stockholm) aus Waſa erfährt, beſchloß
eine dort cbgehaltene Verſammlung von Gemeindevertretern, alle Ge-
meinden aufzuferdern, ihre männlichen Einwohner im Alter von 18 bis
40 Jahren in den aktiren Wehrdienſt zu ſtellen und alle über 40 Jahre
alten Männer in den Reſervedienſt.

Die ſchwediſchen Zeitungen ſind voll von Schilderungen der
Gewalttaten der Roten Gardiſten in Finnland. Laut Af-
tontidningen wurde der Vürgermeiſter von Ekenäs, Harry Lingviſt,
von einer bewaffneten Bande aus ſeinem Heim weggeſchleppt und nach
kurzem Verhör grundlos durch einen Schuß und mehrere Bajonettſtiche
ermordet. Dann ließ man ihn zwei Tage tot in einem Stuhle ſitzen.
Erſt am dritten Tage erhielt ſein Frau die Erlaubnis, ihn zu begraben.
Jn Helſingfors wurde während eines Begräbniſſes der Sarg
geöffnet, die Leiche herausgeriſſen und in einen Graben geworfen.
tleberoll in den Eiſerbahnen ſieht man von Roten Gardiſten verhaftete
und ſchwer miß handelte Menſchen, die aus ihren Häuſern weaggeſchleppi
wurden. Der ſoeben cus Helſinafors zurückgekehrte ſchwediſche Jung-
czialiſt Köglund erzählt gleichfalls im Aftontidningen, daß er in
einem Hotel in Helſingfors von Roten Gardiſten überfallen und
ausgeraubt worden ſei, man habe ihm ſogar den Paß und die Uhr
genommen.

Der Bürgerkrieg in Vußland.

G

r u lſorte des Brgerhr

Jm Bürgerkrieg erſcheinen als aktive Partei die Truppen der Bol-
ſchewiki. Das Ziel ihrer Operationen iſt, die politiſchen Zentren Kiew
und Nowo Tſcherkaſzk zu beſetzen. Anſcheinend beſteht dazu folgender
Plan: 1. die Ukraine und das Dongebiet zu trennen durch Beſetzung
der Eiſerbohnknoterpunkte Bjelgorod, Charkow, Loſowaja und Alexan-
drowſk; 2. die Ukraine zu iſolieren durch u einer Deckung auf
der Linie Jekoterinoſlaw- Poltawa-Woroſhba; 3. den Koſaken einen
Schlag zu verſetzen und das Dongebiet zu beſetzen; 4. gegen die
Ukraine einen Schlag von Süden und Norden zu führen und Kiew
zu beſetzen.

gleichfalls als
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Gegenwärtig iſt die ſtrategiſche Lage der Bolſchewikitruppen wie
Die Baſen für die Operationen gegen die Ukraine und das

ongebiet ſind 1. Petersburg das Hauptzentrum, das die Direktiven
gen. die ganze Organiſation der bol ſtiſchen Truppen leitet und

l aus dem Petersburger tärbezirk und von der Nord-
nt ſtelll. 2. Moskau Zenirum, das den Nachſchub formiekt und

rigiert. 3. Mohilew allgemeine Direktion. 4. Minſk für Er
ſatz aus den Reſerven der Weſtfront. 5. Brjanſk Stab der Truppen
gegen die Ukraine (Operationszentrum). 6. rkow Hauptſtab der
Truppen gegen Ukraine und Don. 7. Woroneſh Stab der Truppen

en das D et. 8. Sewaſtopol für den Erſatz aus dem
üden die Städte Homel und Zaritzijn haben nur eine Bedeutung

zweiten Ranges.
Alle Kräfte der Ukraine ſind auf den Schutz der Eiſenbahnzentren

gerichtet. Sie haben die Knotenpunkte Sarny, Koroſten und Bachmat'ch
beſetzt. Jm Südoſten bildeten die Knotenpunkte Romadan, Poltawa
und Krementſchag den Raum der aktiven Operationen der bolſche-
wiſtiſchen Truppen. Mit Beſetzung der Knotenpunkte Alexandrowfk,
Jekaterinoſlaw, Loſomwaja wendet ſich die Lage der Ukraine zum
Schlechten. Sie wird vom Don und Kiew vom Süden her
bedroht. Von den Truppen der Südweſt- und der rumäniſchen Front
droht der Ukraine anſcheinend keine Gefahr. Hier ſind die bolſche-
wiſtiſchen Truppen z. T. entwaffnet, z. T. hinter die Grenzen der
Ukraine disloziert.

Das Dongebiet iſt direkt nicht zu treffen. Eine Bedrohung von
Woroneſh und Zaritzijn her iſt nicht ernſt zu nehmen. Die dortigen
Garniſonen ſind in Auflöſung. Die Kalmücken ſind neutral oder den
Bolſchewiki feindlich. Seitens des Kaukaſus droht bisher keine Gefahr.
Operationen gegen das Dongebiet ſind nur von Nordweſten her zu
erwarten. Da der Ataman (Hetman) befohlen hat, daß die Koſaken,
die die Bolſchewiki hinausdrängen, keinesfalls die Grenzen des Gebietes
überſchreiten ſollen, ſo wird ſich der Kampf an der Grenze des Don-
gebietes bei Luganſk, Jlowaiſt und Wolnowacha abſpielen.

Kriſenſtimmung in England.
Ausgeſprochere Kriſerſtimmung herrſcht in London, darüber iſt ſich

die geſamte engliſche Preſſe einig. Das Anſehen Lloyd Georges hat
ſchwer gelitten, und die Lage des Kabinetts gilt allgemein als erſchüt-
tert. Es iſt nicht das erſtemal, daß Aſquith mit der, ausgeſprochenen
Abſicht im Unterhaus auftritt, Lloyd George ernſte Verlegenheiten zu
bereiten. Er kann es ſeinem Nachfolger nicht vergeſſen, daß dieſer ihn
durch eine Parteiintrige zwang, als Premierminiſter zurückzutreten,
um ſelbſt ſeinen Platz einzunehmen. Das letztemal hielt Aſquith
den Zeitpunkt für gekommen, mit Lloyd George abzurechnen, als
dieſer nach der italieriſchen Niederlage in einer Rede in Frank-
reich die große Bedeutung des Erfolges der deutſchen und öſterreichiſch-
ungariſchen Truppen vor aller Welt zugegeben hatte. Lloyd George
verſtand es damals, die drohende Stimmung zu beſänftigen und
Aſquiths Vorſtoß zu parieren. Aber ſein Freund Aſquith hat keines-
wegs darauf verzichtet, ihm zum Rücktritt zu zwingen. Zwei Fragen
ſchienen für einen neuen Vorſtoß günſtige Vorbedingungen zu bieten.
Einmal die Stellung der engliſchen Generäle im oberſten Kriegsrat
und die Erklärung von Ver'ailles zu den Reden Hertlings und (Czer-
nins. Die engliſche Preſſe iſt über die Bedeutung der beiden Fragen
verſchtedener Anſicht. Jn der kritiſchen Sitzung, in der Aſquith durch
ſeinen Angriff auf Lloyd George deſſen Stellung erſchütterte, ſtand
jedenfalls die Frage des Oberbefehls im Vordergrund. Für die große
Maſſe des Volkes iſt ſie auch leichter als Agitationsmittel zu verwerten,
da dabei der britiſche Nationaldünkel in Betracht kommt. Lloyd
Georges Abwehr beſtand in dem Hinweis, daß er nicht in der Lage
ſei, die von Aſquith gewünſchte Aufklärung zu geben, da wichtige mili-
täriſche Jntereſſen dem entgegen ſtänden. Das Unterhaus hat in ſeiner
überwiegenden Mehrheit dieſen Einwand nicht gelten laſſen, obwohl er
an ſich durchaus berechtigt war. Aber es handelt ſich bei der ganzen
gegen Lloyd George gerichteten Aktion überhaupt nicht um einzelne
Fragen, d um einen allgemeinen Ausbruch der Unzufriedenheit,
die das Land über ſeine geſamte politiſche Betätigung empfindet. Das
beweiſen die Kommentare der ergliſchen Zeitungen zu der Debatte im
Unterhaus klar und deutlich. Noch niemals ſeit Kriegsausbruch hat ſich
die Preſſe in einer fo überaus ſcharfen Form gegen den leitenden Staats-
mann ausgeſprochen. Darin kommt nur die herrſchende Anſicht über
die militäriſche und wirtſchaftliche Lage des Landes zum Ausdruck. An
den von Lloyd George in. Dutzenden von Reden prophezeiten Endſieg
glaubt heute kein Menſch mehr; die Lebensmittelnöte ſteigen von Tag
zu Tag und die U-Boot-Gefahr, die nach Lloyd Eeorges wiederholten
n dedngen endgültig beſeitigt ſein ſollte, bedroht das Land mehr

enn je.
Der Zeitpunkt iſt eben gekommen, wo das engliſche Volk Rechen-

ſchaft fordert von ſeinem Premierminiſter, deſſen ganze Amtsführung
in nichts weiter beſtand, als das Volk mit großen Verſprechungen hinzu-
halten, von denen ſich auch nicht eine einzige erfüllt hat.

Der Krieg zur See.
Berlin, 18. Februar. (Amklich.) Eines unſerer Unkerſeeboole

hat im Sperrgebiet an der engliſchen Weſtküſte fünf Dampfer mit rund
25 500 Brulloregiſtertonnen vernichlet, darunter einen großen engliſchen
Paſſagierdampfer von eiwa 13 000 Bruktloregiſterionnen. Die übrigen
vier Dampfer waren ſämtlich lief beladen.

Der Chef des Admiralſtabes der Marine.
Wie ſtörend der U-Boot-Krieg mittelbar auf den Seeverkehr unſerer

Feinde wirkt, wird er die volle Ausnutzung des unverſenkten feindlichen
Schiffsraums ſchmälert, beweiſt die Ausſage eines Geretteten von dem
am 22. Januar im Mittelmeer verſenkt gemeldeten Dampfer Allenton
(4253 Bruttoregiſtertonnen). Dieſer engliſche, mit 6000 Tonnen Kohle
nach Malta beſtimmte Dampfer gebrauchte für die Fahrt von Hull nach
Bi'erta 30 Tage, von deren 14 Tage auf den wegen U-Boots-Gefahr
angeordneten Aufenthalt in verſchiedenen Häfen entfielen. Unter fried-
lichen Verhältniſſen hätte der Dampfer die Reiſe in neun Tagen zurück
legen können. Durch das Fahren in Geleitzügen, durch Warten auf
andere Schiffe und Stilliegen in Häfen, alles mittelbare Folgen unſeres
U-Boot-Krieges, hat dieſer Dampfer alſo mehr als dreimal ſo viel Zeit
als ohne U-Voot-Krieg der Fall geweſen wäre, gebraucht, oder anders
ausgedrückt, der Schiffsraum konnte unter Berückſichtigung der Lade-
und Löſchzeiten nur etwa zur Hälfte ſeiner früheren Leiſtungsfähigkeit
ausgenützt werden. Ein derartiger Fall iſt keineswegs eine Ausnahme,
vielmehr iſt er bezeichnend für die Unwirtſchaftlichkeit des heutigen
Reedereibetriebes. F. Allen, Vorſitzender der Khediviſchen Poſt
dampfer-Ge'ellſchaft, beſtätigt dies in einem an die Times vom 23. De-
zember gerichteten Briefe mit folgenden Worten: Das Geleitſyſtem ver-
doppelt die auf eine Reiſe zu verwender de Zeit und halbiert die Menge
der jährlich in England zu landenden Ladung.

Neues zur Weltlage.
Die von Wilſon vorgeſchlagene gemeinſame Alliierten-

konferenz zur Feſtſetzung der gemeinſamen Friedens
bedingungen ſoll nach franzöſiſchen Blättern am 31. März in
Verſailles ſtattfinden.Wie die franzöſiſchen Zeitungen über Jtalien melden, ſoll der
König von Rumänien tatſächlich abgedankt haben; eine
Beſtätigung liegt allerdings in Paris noch nicht vor.

Pariſer Blätter melden aus Havanna, daß die Regierung von
Kuba die Ausfuhr von Tabak für die mit dem Verband
kriegführenden ſowie neutralen Länder verboten habe. Das
Verbot erſtreckt ſich auf Holland, die Schweiz, Dänemark, Schweden,
Norwegen und jedenfalls auch auf Rußland.

Die Times erfährt aus Ottawa: Die Regierung beſchloß,
das Frauenwahlrecht für ganz Kanada einzuführen. DerGeſetzentwurf wird wahrſchzinlich ne während dieſer Seſſion dem
Parlament vorgelegt werden.

Wie die Havas-Agentur aus Tokio meldet, wurde dem Ab-
geordnetenhaus eine Entſchließung vorgelegt, die der Regierung
das Vertrauen verweigert und ihre finanzielle Lage, ihr erfolgloſes
diplomatiſches Vorgehen gegen China und insbeſondere ihr Schwei-
87 über die Kriegsziele Japans lebhaft kritiſiert. Wie Havas

hauptet, wurde die Mißtrauensentſchließung mit 231 gegen 117
Stimmen verworfen.
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Her Kampf um das gleiche Wahlrecht

im V des ren wit e n en kriter ver Sehner e
gründete den von uns bereits mitgeteilten Antrag, der eine Kombination
von Mehrſtimmen- Wahlrecht. und Wahlrecht vorſieht.
Er rac dem preußiſchen Volke die politiſche Reife ab und ergingn allerhand Betrachtungen über es del, über das unaus
edroſchene Getreide des Herrn v. ebrand und über tauſend andere

inge, offenbar in der Abſicht, die Zeit durch lange Reden totzuſchlagen.
Der Vizepräſident des Staatsminiſteriums Dr. Friedberg er

elärte, daß der konſervative Antrag alle ſeine Erwartungen übertreffe,
die nicht nach der Richtung einer Ausdehnung, ſondern nach der einer
Einſchränkung des Wahlrechts gingen. Ein berufsſtändiſches Wahlrecht
ei für die Regierung unannehmbar. Es ſei noch ungerechter als dasige Dreitlaſenwo lſyſtem. Was das Pluralwahlrecht detreffe, ſo

weiche in dieſer n der konſervative von dem Beſchluß
der Mehrheitsparteien im vorigen Sommer in einem ſehr tigen
Punkte ſehr weit ab und bekomme dadurch einen agrariſchen Ein
daß ſelbſt die Anhänger des Pluralwahirechts vom letzten Sommer
kaum in der Lage ſein würden, P uzuſtimmen. Im übrigen iſt die
Regierung nach wie vor bereit, im Rahmen der Vorlage allen Vor
ſchlägen zuzuſtimmen. Aber ein Pluralwahlrecht, das ſich auf Vermögen
auſbaut, ſei unannehmbar für die Regierung.

Der Miniſter des Innern r w. die Ausführungen des Vize
präſidenten, indem er an Hand von Statiſtiken nachwies, welche Wir-
kung der Antrag haben würde. Während heute unter dem Dreiklaſſen-
wahlſyſtem das Gewicht der drei Klaſſen ſich verhalte wie 10 zu 5 zu 1,
d. h. während ein Wähler erſter Klaſſe durchſchnittlich zehnmal mehr
zu ſagen habe wie ein Wähler der dritten Klaſſe, würde im Fall der
Annahme dieſes Antrages in manchen Abteilungen ein Wähler min-
deſtens 130mal ſo viel zu ſagen haben, wie ein anderer. Die Sozial
demokratie, die bei der letzten Reichstagswahl etwa 33 Prozent der
Stimmen erhalten habe, würde nach dieſem Antrag nur noch 25 Prozent
bekommen.

Der Fortſchrittler trat für das gleiche Wahlrecht ein und
kündigte einen Antrag auf Einführung der Verhältniswahl nicht nur in
den großen Jnduſtriezentren, ſondern auch in den gemiſchtſprachigen
Landesteilen an.

Hierauf bekämpfte der Vertreter der Sozialdemokratie die
Argumente des konſervativen Redners, die direkt an den Haaren herbei
gezogen ſeien. Er wies darauf hin, daß der Streik ein Ausfluß der
Unzufriedenheit geweſen ſei, an der gerade die Konſervativen die Haupt-
chuld trügen, und führte weiter aus, daß die Rede, die heute von kon-
ervativer Seite gehalten ſei, aufreizend auf die Arbeiterſchaft wirken

und die Unzufriedenheit ſteigern müſſe. Das Volk werde ſich fragen, ob
es wiederum betrogen werden ſoll. Der konſervative Antrag bedeute
eine Verhöhnung des Volkes.

Von freikonſervativer Seite wurde ein Antrag in Ausſicht
geſtellt, der die Einführung des gleichen Wahlrechts auch für die Ge-
meindewahlen vorſieht; man müſſe wiſſen, wohin die Reiſe geht. Nach-
dem dann noch ein anderer Konſervativer den Untergang des alten
Preußen an die Wand gemalt und von dem Vizepräſidenten des Staats
miniſteriums erwidert wurde, daß er von dem Untergang des alten
Preußen ſchon ſo oft gehört habe, öhne daß dieſe Prophezeiung in
Erfüllung gegangen ſei, richtete ein Nationalliberaler die Frage an die
Regierung, wie ſie ſich zu einem Pluralwahlrecht ſtelle, wenn die Mehr
ſtimmen begründet ſeien auf Familienſtand, Kinderzahl, Alter, Seß-
haftigkeit und Bildung. Der Vizepräſident des Staatsminiſteriums er-
klärte, daß er für ſeine Perſon die Frage nicht beantworten könne, er
müſſe erſt eine Entſcheidung des Staatsminiſteriums herbeiführen. Nur
das eine könne er ſagen, daß gewiſſe Modifikationen der Vorlage von
ihm vertreten würden, wenn die Zuſatzſtimmen auf einer natürlichen
Grundlage beruhen, ſo daß jeder Staatsbürger in der Lage iſt, ſich dieſe
Eigenſchaften zu erwerben. Ob die von den Nationalliberalen erwähnten
Momente dieſen Voraus'etzungen entſprächen, müſſe eingehend geprüft
werden.

Hierauf wurde die Sitzung auf Dienstag vertagt.

Aus dem Hilfsdienſtausſchuß.
Der Hilfsdienſtausſchuß trat am Montag zu einer Sitzung

zuſammen, um Petitionen und Anfragen zu erledigen. Vorher
wurde mitgeteilt, daß General Marquardt, der bisherige Chef des
Erſatzwe'ens im Kriegsamt, aus ſeiner Stelle ausgeſchieden und
das Kommando einer Diviſion im Felde übernommen habe. Sein
Nachfolger iſt der Oberſt Freiherr von Braun.

Die Petitionen entbehrten des allgemeinen Jntereſſes; es
handelte ſich zunächſt um Beſchwerden wegen Heranziehung zum
Hilfsdienſt. Der Deutſche Technikerverband wünſcht, daß für be
ſondere Betriebe der Marineverwaltung Angeſtelltenausſchüſſe er
richtet werden. Dieſe Petition geht zunächſt zur ein an das
Kriegsamt. Dann kam zur Sprache, daß auf der SchichauWerft
in Danzig Differenzen ausgebrochen waren. Dieſe Differenzen
wurden durch einen Schiedsſpruch des Ausſchuſſes erledigt. Die
Schichau-Werft erkannte den Schiedsſpruch nicht an, worauf der
Vorſitzende des Ausſchuſſes den Arbeitern den Abkehrſchein erteilte.
Mit dieſem Abkehrſchein ſprachen ſie bei der Kaiſerlichen Werft
um Arbeit vor, wurden dort zunächſt auch eingeſtellt, aber ſofort
wieder entlaſſen mit dem Bemerken, daß Arbeiter der Schichau-
Werft auf der Kaiſerlichen Werft nicht eingeſtellt werden ſollen.
Erſt nach mebreren Tagen gelang es dieſen Arbeitern, auf der
Kaiſerlichen Werft Arbeit zu erhalten und die Frage ging dahin,
ob die Kaiſerliche Werft berech'igt war, mitzuwirken, daß Arbeiter,
die auf einer Privatwerft Differenzen hatten, in Wirklichkeit nun
21 Tage ausgeſperrt waren. Das KHriegsamt verſprach, die Sache
zu unterſuchen und dem Ausſchuß dann re zu erteilen.

Ein Gewer“'ſchaftsbeamter in Heſſen, der Mitglied des Feſt
r iſt, iſt dort von der Steuerbehörde für ſeineeilnahme an den Sitzungen mit 300 M. zur Steuer veranlagt
worden. Jn den Auseinanderſetzungen war man ſich darüber
einig, daß die Entſchädigung, die den Mitgliedern eines Feſt-
ſtellungsausſchuſſes gewährt werde, nicht als ſteuerpflichtiges Ein
kommen gelten könne. Das Kriegsamt ſagte zu, die Sache zu
unterſuchen; in einer ſpäteren Sitzung wird dann Beſchluß über
ein weiteres Vorgehen gefaßt werden.

Vor Berliner Kriegsgerichten.
Berlin, 19. Febr. Vor dem außer ordentlichen Kriegs-

ge richte wurden geſtern u. a. folgende Fälle verhandelt: Wegen
verſuchten Landesverrats waren der Betriebsmeiſter Nowczinſki
und die Arbeiterinnen Frau Graul und Frau Roy angeklagt.
Die drei Angeklagten hatten in einer mit Kriegsarbeiten be
ſchäftigten Fabrit in Tempelhof die Arbeit niedergelegt. Der
erſte Angeklagte hatte als Drahtſeilermeiſter eine gewiſſe bevor
Pißte Stellung die beiden Frauen verdienten täglich 10-12 Mark.

ür die ſtreikenden Arbeiter war nachmittags eine Verſammlun
anberaumt, die aber nicht ſtattfinden durfte. Nun zogen ſie au
das Tempelhofer Feld hinaus und dort wurde unter freiem Himmel
die Verſammlung abgehalten, in der der ſehr redegewandte Row-
czinſti eine Anſprache an die Arbeiter hielt. Die beiden Frauen,
die im t ſaßen, haben, wie das Gericht für erwieſen anſah, Streikpoſten geſtanden und ſich bemüht, die Ar-
beiterinnen, teilweiſe unter Drohunren, von der Arbeit abzu-
halten. Das Gericht erkannte gegen Nowczinſti auf zwei Jahre

r t gegen die Frauen auf je vier Monate
eſtungshaft.

Politiſche Aeberſicht.
Deutſches Reich.

25 Jahre Bund der Landwirte.
Aus Anlaß ſeines 25jährigen Beſtehens hatte für Montag nach

mittag der Bund der Landwirte nach dem großen Saale der Phil
harmonie in Berlin eine Jubiläums- Verſammlung einberufen. Es
lag eine Entſchließung vor, in der es heißt, daß den Verſchleppungs
und Revolutionierungsabſichten der bolſchewiſtiſchen Regierung ein

MannDer deutſche Tagesbericht.
Geohes 18. Februcr. (AWeſtlicher Kelegaſchauples Gwtho)

An vielen Stellen der Front leble am Abend der Artilleriekampf
auf. Die Jufeanleriefäligkeil blieb auf Erkundo beſchränkt.

Bei klarem Froſtweiler waren die Flieger am Tage und in der
Nacht n tatig.

Militéä Anlagen r der feindlichen Frouk wurden in großem
Umfange mil Bomben be Ein Fl griff London an.

In den beiden letzlen wu e und von der
Erde aus 16 feindliche Flugzenge und zwel Feſſelballone abgeſchoſſen.

Von den anderen Kriegoſchauylätzen nichts Reues.

Der Erſte uarllermeiſter. Ludendorff.

Ende gemacht und daß die eher Jntereſſen, insbeſondere die in
den O ſeeprovinzen, mit äußerſter Beſchleunigung ſichergeſtellt wer
den müßten Hindenburg und Ludendorff werden in der bekannten
Weiſe angehimmelt. Jm übrigen äußert ſich die Organiſation der
land wirtſchaftlichen Kriegsverdiener n zu dem verfloſſenen
Demonſtrationsftreik. Wer in ſolcher Zeit die Arbeit verläßt, mache
mit den Feinden gemeinſame Sache und falle unſern tapferen
Kriegern in den Rücken, heißt es in dieſem Paſſus. Wie Leute
einzuſchätzen ſeien, die in „ſolcher Zeit“ Wucherpreiſe nehmen und
die Preiſe für die notwendigften Nahrungs- und Bedarfsmittel in
unerhörter Weiſe in die Höhe treiben, und die ſich, als die Geſetz
gebung den herrſchenden Verhältniſſen Rechnung trug, den Schleich
händlern in die Arme warfen und mit ihnen gemeinſame Sache
machten, darüber ſchweigt ſich die Entſchließung des Jubiläums-
bundes aus. Jn der Verſammlung ſelbſt ſprach als erſter Redner
der Bundesdirektor Dr. Röſicke. Er iſt in den Kreiſen der Wangen-
heim und der ein Mann der milderen Tonart. Er
behauptete, der Bund der Landwirte ſei durch den de geboren
und es konnte nicht fehlen, daß der erſte Redner in dieſer Jubi-
läumsverſammlung des Bundes den heißgehaßten längſt geſtorbenen
Grafen Caprivi und ſeine politiſchen Anſchauungen zum ſound-
ſovielten Male totſchlug. Die Bündler wollen ja was wollen ſie
nicht alles ſie wollen den lückenloſen Zolltarif, ſie wollen die
wirtſchaftliche Selbſtändigkeit Deutſchlands und die Sicherung
ſeiner Produktion. Alles ſchöne Worte. Man geht allen deutſchen
Ständen und Erwerbsgruppen um den Bart, bis zu den Kriegs-
beſchädigten, für die man Heimſtätten und Siedlungsland verlangt,
das vor den Toren liege. Die Tore ſind die öſtlichen und das
Siedlungsland, das Herr Röſicke meint, liegt in den Oſtſeeprovinzen,
nach denen die Leute vom Bund ſchon immer ſehnſüchtig geſchielt
haben. Es iſt ausgeſchloſſen, bei der heutigen Papierknappheit von
allem zu berichten, wovon in einer Jubiläumsfeier des Bundes der
Landwirte geredet wird. Selbſtverſtändlich ſpielte in den Ausfüh-
rungen der Bundesführer die Eegenwartspolitik eine erhebliche
Rolle. Solange die r vom 19. Juli 1917 und die
Mehrheit, die dieſe Reſolution angenommen hat, herrſcht, ſolange
bekommen wir keinen Frieden. Die verfaſſungsmäßigen Rechte der
Krone müſſen aufrechterhalten bleiben, d. h. aus dem Deutſch der
Herren von Ar und Halm in meingültiges Deutſch übertragen, in
Preußen muß der alte Dreiklaſſenunfug aufrechterhalten werden.

Schule und Baterlandspartei.
Wie ſich das zuſammenreimt, erzählt uns die letzte Nummer der

Weſtpreußiſchen ulzeitung, in der es heißt: „Daß auch haupt-
amtliche Kreisſchulinſpektoren nicht immer geneigt ſind, unnötige
Störungen von der Schule fernzuhalten, zeigt ein Vorgang, der in
den letzten Wochen aus Weſtpreußen berichtet wurde. Zur Teil-
nahme an einer Verſammlung der Deutſchen Vaterlandspartei iſt
dort die geſamte Lehrerſchaft des Culmer Bezirks für dieſen Tag
vom Unterricht beurlaubt worden.“

Anfragen im Reichstag.
Auf eine Anfrage des Abg. Stücklen, ob es richtig ſei, daß bei

der Heeresgruppe Mackenſen den Mannſchaften verboten wurde, mit
Reichstags und Landtagsabgeordneten in Verbindung zu treten, iſt
die Antwort erfolgt, daß ein ſolcher Befehl bei der genannten Heeres
gruppe nicht erlaſſen worden ſei.

Abg. Dr. Herzfeld (U. Soz.) fragt an, ob dem Reichskanzler
bekannt iſt, daß der Oberkommandierende in den Marken an die
außerordentlichen Kriegsgerichte ſeines Bezirks einen Befehl er
laſſen hat, alle aus Anlaß des neulichen großen Streiks Ange
klagte und Verhaftete, wenn ſie durch dieſe Geſetze freigeſprochen
werden, nicht ſofort aus der Haft zu entlaſſen, ſondern dem Ber
liner Polizeipräſidium vorführen zu laſſen, um die Schutzhaft über
ſie zu verhängen. Die außerordentlichen Kriegsgerichte kommen
dieſem Befehl nach und laſſen die Freigeſprochenen im Grünen
Wagen des Berliner Polizeipräſidiums dorthin ſchaffen, wo dieſelben
faſt ausnahmslos in Schutzhaft genommen worden ſind. Der Reichs-
kanzler wird gefragt, was er gegen dieſes hemmungeloſe und wahl-
e c Mlien mit der Freiheit der Staatsbürger zu unternehmen

gedenkt. ß

Abg. Meerfeld ſtellt feft: Der Gouverneur der Feſtung Köln
hat am 12. Februar die Rheiniſche Zeitung unter Vor
zen ſur geſtellt. Eine Mitteilung an ihre Leſer über dieſe Maß-
nahme iſt der Zeitung nicht geſtattet. Der Gouverneur hat ferner
die Genehmigung einer für den 15. Februar anberaumten Volks
verſammlung, in der Meerfeld über Sozialdemokratie und Vater-
landspartei“ reden ſollte, im Gegenſatz zu der bisherigen Praxis
davon abhängig gemacht, daß der Redner vorher der Wortlaut ſeiner
Ausführungen einreiche. Jn Köln beſteht auch der Brauch, daß den
Soldaten der Beſuch ſozialdemokratiſcher Verſammlungen verboten,
ſolcher der Vaterlandsvartei dagegen geſtattet iſt. Der Reichskanzler
wird gefragt, welche Stellung er zu den geſchilderten Maßnahmen
der militäriſchen Stellen einzunehmen gedenkt und wie er dieſes
Vorgehen in Einklang zu bringen glaube mit ſeiner Verſicherung
auf dem Gebiet der Preß- und Verſammlungsfreiheit fühlbare
Erleichterungen ſchaffen zu wollen.

Aeber die parlamentariſche Lage.
Die Beratungen des Vizekanzlers von Payer mit den Ver-

tretern der Fraktionen ſind, wie die Tägliche Rundſchau erfährt,
geſtern zu Ende geführt worden. Der Vizekanzler hat die Frak-
tionen einzeln empfangen, mit ihnen das nächſte Programm für
die Arbeiten des Reichstags durchſprochen und die politiſche
Lage behandelt. Gleidg zeitig hat auch Schatzſekretär Graf Roedern
mit Fraktionsführern über die künftigen ſteuerlichen Maß
nahmen Rückſprache genommen.

Geſtern abend fand unter dem Vorſitz des Staatsſekretärs
von Kühlmann eine mehrſtündige, bis in die ſpäten Abendſtunden
dauernde Vorberatung über den Frieden mit der Ukraine
ſtatt. Staatsſekretär von Kühlmann und Exzellenz von Körner
berichteten eingehend über die politiſchen und wirtſchaftlichen
Seiten des Frie Vorausſichtlich wird der Friedens-
vertrag an den Hauptausſchuß verwieſen werden. Am Freitag
ſoll die zweite Leſung ſtattfinden der Sonnabend bleibt voraus-
ſichtlich ſitzungsfrei. Am Montag wird die Generaldiskuſſion über
den Reichshaushalt vor ſich gehen, die Graf Hertling mit einer
Rede über die auswärtige Politik einleiten wird.

Gegen neue Streikflugblätter
hat ſich die Berliner Ortsverwaltung des Deutſchen Metallarbeiter
verbandes mit folgender Warnung gewendet: Jn den letzten Tagenwerden wieder Flugblätter in den Betrieben der Metalinvuſſrie

Berlins verteilt, in denen vom Streiken die Rede iſt. Auch werden
wieder in der bekannten Weiſe die Gewerkſchaftsleitungen an-
r Wir erſuchen unſere Mitglieder, dieſen Flugblättern

eine Beachtung zu ſchenken und ſich auch von jeder Verteilungdieſer Flugbl ſeuhelten Dieſe Flugblätter kommen von
unbekannter und unverantwortlicher Seite und ſind
geeignet, uns großen Schaden zuzufügen

Aus der Provinz.
Merſeburg. Keine Erhöhung der Fleiſchration. Dle

von der Kreisverwaltung kürzlich in Ausſicht geſtellte Erhöhu
r von 200 Gramm auf 250 Gramm für die Jnduſtrieorte

Kreiſe darunter auch die Stadt Merſeburg kann, wie uns
amtlich mitgeteilt wird, infloge höherer Anordnung leider nicht erfolgen,
Es iſt, wie zur Begründung der Ablehnung der Erhöhung ausgefü
wird, im Intereſſe einer weiteren Streckung der Schlachtviehbeſtände im
Kreiſe notwendig, daß mit den vorhandenen Beſtänden außerordentlich
ſpatſam umgegangen wird. Eine Ethöhung der Fleiſchranon würdeaber ein noch eres Eingreifen in die Milchoichbe ſtande bedingen

und damit die Beibehaltung der jetzigen Milch- und Fettbelieferung 6k
die Einwohner des Kreiſes unter allen Umſtänden in Frage ſtellen.
Außerdem muß hierbei berückſichtigt werden, daß dem Kreiſe auch eine
erhöhte Umlage für die Heeresverwaltung auferlegt worden iſt.
übrigen ſei bemerkt, daß die Beſtimmung, wonach für die Jnduſtrie-
bevölkerung die volle Fleiſchration gewährt werden kann. nur für

e e. wie im Rheinland und Weſtfalen, zu. Anwendung
gelangen darf.

Die Aufnahme der ſchulpflichtig werdenden
Kinder im Bezirk der Volksſchule J erfolgt Montag, 25. Februst,nachmittags von 3--5 Uhr, für Knaben in Zimmer 2, für Mädchen in
Zimmer 4. Die Anmeldung der ſchulpflichtigen Kinder im Bezirk det
Volksſchule II findet Dienstag, 26. Februar, nachmittags von 3-—5 Uhr,
in der Altenburger Schule, Wilhelmſtraße 5, ſtatt, und zwar: für die
Knaben der Altenburger Schule in Zimmer 21; für die Mädchen der
Altenburger Schule in Zimmer 24; für die Knaben und Mädchen der
Neumarkts- Schule in Zimmer 22. ulpflichtig ſind alle Kinder, die
bis zum 30. September d. J. 6 Jahre alt werden. Bei der Anmeldung
ſind Tauf- und Impfſchein vorzulegen. Jm Vorjahre zurückgeſtellte
Kinder ſind aufs neue anzumelden.

Naumburg. Weniger Fleiſch. Jn dieſer Woche werden
tatt 200 Gramm nur 150 Gramm Fleiſch verabfolgt. Als kleine Ent
chädigung dafür wird unſere Stadt auch ferner im Wechſel 60 und
0 Gramm Butter gewähren, obgleich eigentlich nur 50

geben werden dürften.

Fleiſchdiebe. Einbrecher ſuchten während einer der leh-
ten Nächte ein Grundſtück auf den Neuengütern heim, wo ſie den Ziegen
ſtall erbrachen. Von drei darin befindlichen Ziegen ſtachen ſie das
grebn und ſtärkſte Tier ab, das a Zeit tragend war. Die Ein-
recher ließen jedoch den größten Teil des geſchlachteten Tieres am

Tatorte liegen und begnügten ſich mit den beiden Hinterkäulen, die ihnen
wohl am meiſten des Mitnehmens wert erſchienen.

Zeit. Keine Verſchlechterung der Margarine.
Vom Magiſtrat wird uns folgendes mitgeteilt: Einem Gerücht zu
folge ſei für die Zubereitung von Margarine die Verwendung eines
Erſatzſtoffes zu erwarten. Dies trifft nicht zu. Glücklicherweiſe iſt es
gelungen, die Bereitung von Margarine im Vorgleich zum Vorjahre im
Deutſchen Reiche etwa zu verdoppeln. Tatſächlich iſt ja in Zeitz er-
heblich mehr Margarine verteilt als früher, wenngleich zu Zeiten die
Verteilung der Butter dafür wiederum zurückgegangen iſt. Die Steige
rung der Margarineerzeugung hängt mit der Vermehrung der für dieſe
Zwecke verfügbaren Rohſtoffe zuſammen. In der Hauptſache trägt dazu
bei die einheimiſche Oelfruchternte, die infolge der erheblich geſteigerten
Anbaufläche ein weit größeres Ergebnis hatte als im Vorſahre. Hinzu
kommt ferner die rumäniſche Oelfruchternte, ſoweit ſie von den dortigen
Behörden erfaßt und an den Kriegsausſchuß für Oele und Fette abge
führt werden kann. Eine Verwendung von Erſatzſtoffen zur Marga-

findet hingegen nicht ſtatt. Die diesbezüglichen Gerüchte
nd irrig.

Rijllerkelſd. Eine Rabenmutter. Vom Schöffenvoericht
wurde jetzt gegen die Ehefrau Emma H. aus Wolfen wegen fortgeſetzter
vorſätzlicher Mißhandlung ihrer drei Stiefkinder verhandelt. Sie lief
die Kinder vielfach hungern, ſperrte ſie bei großer Kälte aus, ſchlug ſie
mit der Klopfpeitſche auf Kopf und Beine, einmal den einen Knaben
mit einer Zaunlatte auf die Stirn, und ſtieß ſie öfter mit dem Kopf
gegen die Wand. Bei 18 Grad Kälte mußten die Kinder in zerlumpten
Sachen auf der Straße ſtehen. Die Angeklagte wurde zu vier Monaten
Gefängnis verurteilt.

Billerfeld. Ueber den großen Einbruchsdiebſtahl in
dem Warenhaus eines hieſigen Werkes, von dem wir geſtern bereits
ganz kurz berichteten, ſei heute noch folgendes mitgeteilt: Die Täter
ſind von der Hofſeite des Gebäudes nach Erbrechen eines Fenſterladens
und des Fenſters eingeſtiegen. Zum Fortſchaffen der geſtohlenen Sachen
haben ſie einen im Hofe des Grundſtücks vorgefundenen braungeſtriche
nen Handwagen benutzt. Wie ein in Greppin wohnender Arbeiter be
kundet, ſollen in der fraglichen Nacht 3 Frauen und 2 Männer mit einen
vollbeladenen Handwagen ſich in der Richtung nach Greppin zu be-
wegt haben. Die ſofort vorgenommenen Nachforſchungen ſind noch
nicht abgeſchloſſen. Geſtohlen wurden u. a. folgende Sachen: Kaffee
Erſatz, Pakete in gelben Packungen, Raſierſeife in Stücken, ca. 406
Paar braune und ſchwarze Schnürbänder, blaue Arbeiterhoſen, weiß-
wollene Hoſen und Jacken, Damen und Herren-Strümpfe in ver-
ſchiedenen Farben, Sport-Trikot, ſchwarzweißrot geſtreift, Netzhem
den, 120 Stück Trikot-Unterhemden, 105 Stück Trikot-Unterhoſen, über
125 Meter blaugrau geſtreiften Barchent, 136 Meter weißen Barchen!
für Nachtjacken, hellblauen Barchent für Unterröcke, ca. 50 Meter weißen
Flanell, 31 Paor Schuhe, 52 Flaſchen Rotwein, ca. 25 Flaſchen Kognak,
4 Zentner raffinierter Zucker, gelbe Erbſen, getrocknetes Miſchobſt,
19 Zentner Kafee-Erſatz, 140 Stück Oberhemden mit geſtreiften Chemi
ſett-Einſätzen u. dergl. mehr.

Wiltenberg. Mißratener Butterhandel. Durch einen
Lebensmittelkontrolleur wurde in der Lutherſtraße die Handelsfrau
Carius aus Lammersdorf dabei abgefaßt, als ſie Butter über den
Höchſtpreis verkaufen wollte. Die Butter wurde ihr abgenommen und
außerdem Strafantrag geſtellt.

Gelddiebſtahl. Einer in der Jüdenſtraße wohnenden Ar-
beiterin wurden unter Oeffnung ihres Schrankes mit einem Nach
ſchlüſſel 51 Mark geſtohlen. Obgleich eine Mitbewohnerin dringend
verdächtig erſcheint, konnte dieſe des Diebſtahls nicht überführt werden

Gewerkſchaftliches.
Arbeitseinſtellung in Chemnigtzer Textilbetrieben.

Jm Anſchluß an eine Lohnbewegung der in der Tegxtilin-
duſtrie beſchäftigten Arbeiterinnen kam es geſtern zu einer teil
weiſen Arbeitseinſtellung. Es handelt ſich um Betriebe, in denen
einige Hundert Arbeiterinnen die Arbeit ten haben. Von
den eingeleiteten Verhandlungen wird ein Abſchluß der Bewegung
erwartet.

Be
Städtiſcher Vahrungsmittelverkauf.

Seefiſche. Mittwoch vormittag in den einſchlägigen Geſchäfteni Abſchnitt 142 des Warenbezugsſcheins 13 jede Perſon
etwa i Pfund Cabliau, Tarbutt, Steinbutt oder Seezunge,
auf die Lebensmittelſcheine Nr. 30 501-—38 500 und 52 501
59 500.

Eier. Mittwoch, vormittag von 81,„—12 Uhr Nr. 49 001--54 000,
nachmittags von 2——6 Uhr Nr. 54 001--59 509 der Lebens
po e in der Talamtſchule. Jede P 'on ein Stück

ür

Quark. Mittwoch auf den beſonderen Bezugsſchein für Kinderund der Lebensmittelſcheine Nr. 7001--14 o bei den Milch-

e Brockhaus, Ludwigſtraße 26, Krebs, Lerchen
eldſtratze 22 und Witzel, Kellnerſtraße 8, ſowie in der

Verkaufsſtelle der Dimmrihzer Molkerei, Zwingerſtres 20.
ezugsſcheins

ramm ge

Jede Perſon Pfund auf Abſchnitt 2 des
zum Preiſe von 30 Pfennig.



Der Reichsetat für 1918.
dem Ueberblick über den Reichshae für 1918 S a.:

1. Die für die Durchführung des Krieges benötigten Mittel wernach hen durch beſondere Haushaltsvor angefordert. Die

ernden Ausgaben der Verwaltung des Re res, des Reichs
r und der Verwaltung der Kaiſerlichen Marine werden

des Krieges deſſen fernere Dauer ſich nicht J läßt,
bisher aus den sfonds deſtritten werden; ſie ſind deshalb in

den a Hau nicht eingeſtellt worden.
egsverhältniſſe machen, wie im Vrjahre, eine zuverläſſige

anſchla der Einnahmen und Ausgaben Rechnungsjahres
18 Es ſind deshalb, wie für 1917, im alkgemeinen die

Anſätze des letzten Friedensanſchlags übernommen worden, wobei die
en Aenderungen und Ergänzungen berückſichtigt ſind, welche durch

tablguf und durch andre in ihrer Wirkung feſtſtehende Tatſachen
ingt werden. Die weſentlichſte dieſer Aenderungen betrifft die ordenl

Ausgaßden für die ſd, insbeſondere für deren Ver
ſung und Tilgung, die, entſprechend dem Verfahren im Haushalt für

917, mit dem tatſächlich erforderlichen Betrag in Höhe von rund
Millionen Mark erſcheinen.

Zur Herſtellung des Gleichgewichts im ordentlichen Haushalt reichen

men iſt u wo die nach den
Dur der Vorjahre bemeſſenen Anſätze fortzuſchreiben, weil
hierfür die Ergebniſſe der mehr als zur Hälfte oder ganz unter Kriegs
verhältniſſen verlaufenen Rechnungsjahre 1914 dis 1916 keine aus
reichende Grundlage boten.

3. Zur Schuldentilgung werden bereitgeſtellt:
a) von der Poſtverwaltung 6375984 M.
b) von der Eiſendahnverwaltung 855 151

von Togo 62 045d) von Südweſtafrika 299 609e) aus allgemeinen Reichsmitteln 75 035 534
der Ueberſchuß aus dem Münz-

t weſen mit 7 7 h 7 8 500 000 17
zuſammen 91 128 323 M.

welche gemäß S 5 der Reichsſchuldenordnung zum Ankauf einer ent-
Paeg emen Anzahl von Schuldverſchreibungen verwendet werden

en
Für die Rückzahlung der 4 prozentigen auslosbaren Reichsſchatz

heſece wen der VI. und VII. Kriegsanleihe ſind 16 940 000 Mark vor-
geſehen.

Durch das Haushaltsgeſetz wird wie im Vorjahr angeordnet,
daß eine Tilgung der Kriegsanleihe nicht ſtattfindet, weil hierüber erſtde Einnahmen aus den bisherigen Kriegsſteuern nicht aus. Der

fehlende Beirag von 2 875 000 000 Mark
Wird aus Kriegsſteuern gedeckt werden. Die entſprechenden Vorlagen
werden dem Reichstage demnächſt zugehen.

2. Jm einzelnen iſt über die Geſtaltung des Haushaltsplanes folgen
des hervorzuheben:

Bei den Einnahmen iſt im Haushalt der Reichsſchuld die von
China aus Anlaß der Expedition nach Oſtaſien zu zahlende Entſchädi-
gung 1917: 10 008 512 Mark mit deren Eingang vorläufig nicht
gerechnet werden kann, außer Anſatz geblieben. Jm Haushalt der all
gemeinen Finanzverwaltung ſind die 1917 mit 1250 Millionen Mark
angeſetzten Kriegsſteuern im einzelnen veranſchlagt worden, und zwar:

r Frachturkundenſtempel mit einem Mehr von 54 500 000 Mark, die
dgaben vom Perſonen und Güterverkehr mit 127 400 600 Mark und

140 o00 o00 Mark, die Kohlenſteuer mit 495 000 000 Mark. Wegge-
u iſt dte Stempelabgabe von Perſonenfahrkarten mit 23 520

ark und der einmalig erhobene Zuſchlag zur außerordentlichen Kriegs
abgabe. Ferner iſt im Haushalt der allgemeinen Finanzverweltung der
1917 mit 13 769 000 Mark angeſetzte Zuſchuß aus dem Hinterbliebenen
verſicherungsfonds, welcher im laufenden Jahre aufgezehrt wird, weg-

allen.v Bei den fortdauernden Ausgaben des ordentlichen Haushalts ſind

ſoweit als möglich die Regelung der Gehälter nach Dienſtaltersſtufen
und die Veränderungen in den Ausgabean'ätzen berückſichtigt, die ſich

nach dem Friedensſchluſſe beſtimmt werden kann.
4. Sollte das Rechnungsjahr 1918 Ueberſchüſſe ergeben, ſo würden

ſie darauf beruhen, daß eine genaue Veranſchlagung der Einnahmen
und Ausgaben nicht möglich war und wichtige Ausgaben namentlich bei
Heer und Marine vorerſt ganz ausgeſchieden werden mußten. Es iſt
deshalb ebenſo wie im Vorjahre durch das Haushaltsgeſetz vorgeſehen,
daß etwaige Ueberſchüſſe nach näherer Beſtimmung der Haushaltspläne
künftiger Jahre zu verwenden ſind, vorläufig alſo in der Reichskaſſe
verbleiben.

5. Der Schatzanweiſungskredit iſt wie 1917 auf ſechs Miſiarden
Mark bemeſſen, um der Finanzverwaltung für die Flüſſigmachung der
Kriegsanleihelredite einen größeren Spielraum zu gewähren.

6. Die ungedeckten Matrikularbeiträge ſind nach dem Satze von
80 Pf. für den Kopf der Bevölkerung von 1910 auf 51 940 794 Mark
berechnet.

Der ordentliche Haushalt ſchließt in Einnahme und Ausgabe mit
7 332 699 306 Mark, gegen 4 941 876 060 Mark im Vorjahre. Die
Steigerung iſt in der Hauptſache auf das Anwachſen der für die Ver-
zinſung der Reichsſchuld erforderlichen Summen von 3 561 612 248 Mark
auf 5 907 578 249 Mark zurückzuführen. Die Einnahmen aus den
Kriegsſteuern ſteigen von 1250 Millionen Mork auf 2875 Millionen
Mark. Der auferordentliche Haushalt zeigt mit 108 068 323 Mark
Einnahmen und 426 088 323 Mark Ausgaben einen Fehlbetrag von 318
Millionen Mark, der durch Anleihe aufzubringen iſt.

ſeit im eaceeee e e ee-nicht mehr aufrechterhalten laſſen. Der Schaffung der en Sie

eine entſprechende Erſparnis an Hilfsleiſtungen im Betrage von
13 810 230 Mark ſowie an Stellvertretungskoſten im Betrage von
4562 500 Mark gegenüber.

Die einmaligen Ausgaben des ordentli Haushalts beſchränken
ſich auf die Fortführung bereits begonnener Maßnahmen, neue ſind nur
ausnahmsweiſe bei dringendem Bedarf vorgeſehen. Bei der Verwal
tung der Reichseiſenbahnen iſt ein Betrag von 27 300 000 Mark (1917:
11 324 000 Mark) für die Vergrößerung des Fuhrparkes vorgeſehen.
Die in den Haushalt der allgemeinen Finanzverwaltung wieder eingeſtellten Geldmittel ſollen zur Gewährung von Unterſtühungen an v.

amle im Ruheſland und ſolche Perſonen, die, ohne die Eigenſchaft von
Beamten zu haben, im Reichsdienſt beſchäſtigt geweſen ſind, ſowie ihre
Hinterbliebenen Verwendung finden Ausgeſchieden ſind im außer
ordentlichen Haushalt alle Ausgaben, welche während des Krieges aus
den beſonders bewilligten Kriegskrediten beſtritten wedren und deren
Geſtaltung nach dem Friedensſchluſſe ſich vorerſt nicht überſehen läßt.

Beim außerordentlichen Haushalt werden 318 Millionen Mark
angefordert. Sie betreffen Ausgaben beim Reichswirtſchaftsamt und
bei der Reichseiſenbahnverwaltung, welche nach den beſtehenden Grund
ſätzen auf die Anleihe zu übernehmen ſind. Beim Reichswirtſchafts-
amte handelt es ſich um den Wohnungsfürſorgefonds, für den infolge
Ausdehnung ſeiner Zweckbeſtimmung auf Kriegsbeſchädigte und Witwen
von im Kriege Gefallenen wie im Vorjohre 10 Millionen Mark vorge-
ſehen ſind. Der weitere Anſatz von 300 Millionen Mark gründet ſich auf
S 12 des Geſetzes vom 7. November 1917 über die Wiederherſtellung der
deutſchen Handelsflotte.

Auch der neue Haushaltsvorſchlag des Reiches arbeitet, wie ſeine
Vorgänger, meiſt noch mit den fiktiven Friedenszahlen. Er bietet
ſomit ein Bild ohne ernſten Wirklichkeitswert. Nur einige Zahlen
machen davon eine Ausnahme. Die Anforderungen für die Ver
zinſung der Kriegsſchuld ſind auf faſt 6 Milliarden Mark
gewachſen; eine Tilgungsquote iſt dabei noch nicht vorgeſehen. Zur
Deckung dieſer Zinslaſten ſind nahezu 3 Miliarden Mark neue Kriegs
ſteuern nötig. Woher ſie genommen werden ſollen, iſt noch nicht be
kannt. Selbſt dem Bundesrat ſind die neuen Steuervorlagen noch nich!
zugegangen. Man darf aber wirklich geſpannt darauf ſein, ob die Re
gierung weiter verſuchen wird an allerlei Kleinigkeiten des Verzehrs
und Verkehrs herumzupfu'ſchen oder ob ſie wenieſtens die Umriſſe einer
großzügigeren Finanzreform wird erkennen laſſen.

Abgeſehen von dieſen drei Milliarden Kriegsſteuern iſt noch im
außerordentlichen Etat ein Fehlbetrag von 318 Millionen Mark, der
durch Anleihe aufgebracht werden ſoll. Die Verwüſtung der Staats-
finanzen durch den Krieg wird im vierten Kriegsjahre erſchreckend

Bekanntmachung.
Auf Grund des S 6 Ziffer 1 der Verordnung des

Bundesrats über die Errichtung von n
ſtellen und die r vom 25. Septemberund 4. November 1915 (R.-G.-B. S. 607 und 728) wird
folgendes angeordnet: 41

Alle Unternehmer oder Leiter von Betrieben in
Halle, in denen Rilch erzengt wierd, ferner alle Perſo-

Die Bekanntmachung vom 15. März 1915 betreffend
die Beſchränkung des Gaſt- und Schanlwirtsgewerbes
wird aufgehoben.

Magdeburg, den 13. Februar 1918.
Der ſtellvertretende Kommandierende General

Bekanntmachung.

des IV. Armeeklorps:
Sontag,

ſalleeröser)

sehr preiswert.C. F. Ritter
Umpreßhüte

werben angenommen. Preis J.50 M.
Lieferzeit J Wochen.

Generalleutnant. [903
Leipziger Straße 90.C pzig aß 7 Umarbeltungen nachnen, welche Milch im Handel oder i ab

geben, werden hiermit aufgefordert, binnen 3 Tagen
anzugeben, wieviel Milch ſie an den einzelnen Tagen
vom 11.--17. Februar 1918 an Verbraucher abgegeben

ben, ferner wieviel Milch ſie an dieſen Tagen bezogen
aben und von wem.

Für die Anmeldungen werden im Stadternährungs-
amt Marktplatz 22, Zimmer 35) Vordrucke ausgegeben.

S 2.
Die Milchabgeber in Halle haben zugleich mit den

Anmeldungen gemäß S 12 der Verordnung des Magi-
ſtrats vom 30. Januar 1918 anzugeben, wieviele Kunden
bei ihnen angemeldet ſind, wie groß die Milchmenge iſt,
welche an die Kunden abgeliefert werden ſoll, und welche
Mengen tatſächlich an die Kunden geliefert worden ſind.

S 3.
Wer dieſe Anmeldungen unterläßt, wiſſentlich un

richtige oder unvollſtändige Angaben macht, wird gemäß
5 17 der oben genannten Verordnung des Bundesrats
mit Gefängnis bis zu 6 Monaten oder an Geld bis
1500 Mark beſtraft.

winnen
DerSultenvondohore

Spannendes Filmwerk

DieKunstzu heiraten

Alte Promenade tta

Fernruf 5738. Fernruf 1224.

in 5 Akten.
901

Viggo Larsen in Drama in 3 Akten.

Possen-Spiel in 3 Akten. Lustspiel in 3 Akten.
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Waldemar Psilander
ler luth äm 9feue,

Dis Kehte ans Aneriſa

Halle, am 18. Februar 1918.
Der Magiſtrat.

Bekanntmachung.

Abholung von Ergänzungsempfangsbeſtätigungen

In der Goldwoche
(vom 18. bis 23. Februar) gewähren wir für jedes an unseren
Kassen abgelieferte Goldstück eine Freikarte für 2 Personen.

es neueſter Form.
Große Ruswahl in Blumen.

Fritz Möſenthin
Burgſtraße T, gegenüber der Burg.

Wachstuchreske

verkauft billig

J. Sternlieht
Alter Markt 11.

über SeifenkartenAbſchnitte.
Zu den bereits ausgehändigten Empfangsbeſtäti

Varietee
Kl. Klausſtr. 7gugen über die im Lauf dieſes Monats abdgelieferten

fenkartenabſchnitte ſind infolge nachträglich angeord-
geter anderweiter Berechnung Ergänzungsempfangs
deſtätigungen ausgeſtellt.

Die Jnhaber derjenigen Geſchäſte, welche nach dem
1. Februar Seifenkartenabſchnitte über Seifenpulver ab

iefert haben, werden hiermit erſucht, dieſe Ergänzungs
emnpfangsbeſtätigungen im Stadternährungsamt, Zim
Rer 40, abholen zu laſſen.

die

Halle, am 16. Februar 1918. Der Mariſeret, Du heben in dor „Huztay vhlig

F Buchhandlung Volksſtimme, Halle Lntere Leipziger Str.Bekanntmachung. Se nichtet 27 e IIIr m m e W 2222Zum Freibank-Verkauf am 20. Februar 1918 werden

ElſaßLothringen und die ozialdemokratie

von Hermann Wendel Preis 40 Pf.

Inkernationalität und der Krieg

von Karl Kautsky Preis 20 Pf.

Alte, esgeſpielte auch
511] zerbrochene

kauft zu feſtgeſetzten
Preiſen ohne Gegenkauf

3 Könige

III VINeue Poſſen: Die verhexten Möbel,
Diſtelfink will ſich ſcheiden laſſen

Urkomiſch! Größter Heiterkeitserſolg! Urkomiſch!

die Jnhaber folgender Nummern zugelaſſen
Um 8 Uhr Nr. 2451--2550, um 11 Uhr Rr. 2751—-2850,

v 9 25512650, 7 2851 2950,10 2651 2750,
Halle, am 18. Februar 1918.

Der Magiſtrat.

Bekanntmachung.
Unter dem Pferdebeſtande des Kohlenhändlers Wils-

dorf im Grundſtück Fiſcherplan 5, hier, iſt die Rände
ausgebrochen.

Halle, am 15. Februar 1918.
Die Polizeiverwaltung.

eJagdverpachtung.
Die Jagdnutzung des 7. gemeinſchaftlichen Jagd

bezirks (Halle-Cröllwitz) auf die Zeit vom 1. Juli 1918
dis 30. Juni 1923 ſoſl, da auf die am 14. Februar 1918
abgegebenen Gebote der Zuſchlag nicht erteilt werden
kann, anderweit am

Mittwoch, dem 13. März 1918 vormittags 11 Uhr
im Stadthauſe Marktplatz 2, Beratungszimmer 3, öffent-
lich meiſtbietend verpachtet werden.

Die Pachtbedingungen haben vom 10.--24. Januar
1918 öffentlich ausgelegen, werden auch im Termin noch
Rals bekannt gemacht werden.

Halle, am 15. Februar 1918.
Der Jagdvorſteher.

12 Die Kerle von Flandern.
Ein geſchichtlicher Roman von Hendrik Conscience.

urücz in die Verga genhei
iege der

egen art ſieht. Es ſcheint das Schickſal dieſes Bodens, wieder
uns wieder mit Menſchenvlut getwränkt zu werden. 80

er

Der Koman führt den Leſer
enes Gebeetes, des die furchtvarſten Kämpfe im

heftige Fehden, die vor allem um die F eiheit d

den Bildern in tragiſchen perſönlichen Schi

„Jn Freien Stunden“.

„Das Mädchen vom Moörhof“.

größte gidt. Weitere Erzählungen ſchließen ſich an.

W

derſchiedenſten Gebieten der Unterhaltung und des

lreiche
laumen

gingen, ſind hier ausgetragen worden, und von einem dieſer
Kämpie. die das trotzige Geſchlecht der „Jerle“ gegen ſeine Be
decker führte handert der Roman. Unter der Hand des Ver
faſſers wird die Vergangenhelt lebendig; in r glühen

alen offenbart ſich
uns das Schickal des Landes und, in der Schilderung einer un
gewöhnlichen Liebe, auch das weibliche Element, der freiheitsſiolzen
„Kerninnen“, die lieber ſterben als ſich dem Gegner verkaufen.
Er erſcheint in der reichilluſtrierten Wochenſchrift der Arbeiter:

Serlag Buchhandlung Vorwärts, Berlin SW. 63., Lindenſtr. 3.

Außer dieſem Hauptroman gekangt zum Abdruck eine von
Marie Franzos überſetzte Erzählung von Selma Lagerlöf

Es iſt die Geſchichte eines armen, verachteten Mädchens das
n ihrem eigenen Nachteil den Vater ihres Kindes vor eir em

Mejneid rettet und auch in der Folge Beweiſe ſeltener Seelen

Jedes Heft enthält ferner Aufſätze mit Addiidun 7 32 en
inens, Ge-

dichte, Anekdoten, Rätſel, Scherze, Ratichläge für Haus u Küche uſw.

J Freien Stunden“ erſcheint in wöchentlichen Zeften zu 15 Vi. Beſtellungen nimmt die Zeitungs
trägerin, die Buchhandlung der Vo.ksſtimme ooer der Ser'g Zuchandlung Vorwärts enteege

Jad-ſhealer
Mittwoch, den 20. Februar.
Anfang 7,50 Uhr. Ende 10 Uhr

Tiefland
Oper von d'Albert.

Donnerstag: EinVolksfeind.

Hüte u. Mützen
für Herren u. Knaben.

Schülermützen
in Samt und Filztuch.

ſiesenauswan.,, r

vorteilhafte Preise
im wün 489e p. ger

Als Schneidermeiste
empfiehlt ſich für alle vor
kommenden Arbeiten, wie
auch Wenden, Aendern von
Herren u. Damengarderobe.
O. heimſath Fohn,

Steg 1

GGeft 1 uff.)

1 „Jn Freien Stunden“
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Nr. 42. Halle, Dienstag den 19. Februar 1918.

Beilage zur Volksſtimme.
2. Jahrgang.

Legien über wichtige Tagesfragen.
Weitere Kundgebung der Sozial demokratiſchen Partei für Halle und den Saalkreis.

Die öffentliche Verſammlung, die von unſerer Partei auf
Sonntag vormittag nach dem mächtigen Saal des Walhalla Theaters
einberufen worden war, reihte ſich der vorhergehenden Verſamm-
lung mit Dr. David als Referenten würdig an. Zivar wies dieſe
Kundgebung nicht ganz die Fülle der erſten Verſammlung auf. Aber
das hat nicht viel zu ſagen. Denn erſtens war von den Unab
hängigen“ die Parole ausgegeben worden, dieſe Verſammlung noch
mehr als die erſte zu meiden, da diesmal gar der ihnen ſo verhaßte
Gewerkſchaftsführer Legien ſprach. Zweitens iſt Genoſſe Legien als
mehr gewerkſchaftlich engagierter Reichstagsabgeordneter bekannt, ſo
daß die aus naheſtehenden politiſch orientierten Kreiſe des Bürger
tums dieſer Verſammlung fern blieben.

Aber trotzdem waren Parterre und erſter Rang voll beſetzt, und
da uns nur an einem Zulauf wirklicher Anhänger liegt, können wir
jedenfalls mit dieſer Muſterung unſerer Geſinnungsfreunde ſehr
zufrieden ſein. Zeigte ſich doch damit, daß wir uns immer mehr
wieder auf unſere eigentliche Domäne, die Arbeiterſchaft im engeren
Sinne, zurückfinden und daß wir dort weitere kräftige Wurzeln
ſchlagen.

Diesmal ſprach Genoſſe Reichstagsabgeordneter Legien, kein
ausgeſprochener Politiker wie Dr. David, aber gerade dadurch ſehr
intereſſant. Denn nun konnte die Halleſche Oeffentlichkeit ein Mit
glied, noch dazu das berufenſte, jener Gruppe von Arbeitervertretern
hören, die als Gewerkſchaftler alle Dinge völlig nüchtern und ſach
lich, ohne jeden Gefühlsüberſchwang betrachten, deren Urteile aber
gerade dadurch um ſo eindrucksvoller ſind. So war denn auch, was
Legien über unbedingt notwendige Aenderungen in bezug auf die
Ernährungsfrage, die Erreichung des Friedens und die Vornahme
innerer Reformen ſagte, von tiefer Wirkung, und nachklingen wird
noch lange, wie er die Vaterlandspartei verurteilte, überhaupt alles
volksfeindliche Treiben, und wie er die letzten großen Streike be
ſprach. Das waren keine agitatoriſchen Phraſen, wie ſie ſo manch
mal in die Verſammlungen geworfen werden, ſondern daraus
ſprach die ruhige, feſte Ueberzeugung eines Mannes, der als wahrer
Freund nicht nur des deutſchen Volkes, ſondern auch des deutſchen
Vaterlandes mit banger Sorge in die Zukunft ſieht.

Eine Diskuſſion fand nicht ſtatt, trotzdem Genoſſe Thiele als
Verſammlungsleiter wiederholt dazu aufforderte, und ſo wurde die
Verſammlung ernſt und eindrucksvoll mit der Annahme folgender
Reſolution geſchloſſen:

Die heute im WalhallaTheater tagende öffentliche Verſamm
lung erklärt ihr volles Einverſtändnis mit den Forderungen, daß
die Mißſtände und Ungerechtigkeiten beſeitigt werden, über welche
infolge mangelhafter und fehlerhafter Organiſation des Ernäh-
rungsweſens mit recht bitterſte Klagen laut werden und ein Ver-
ſtändigungsfrieden herbeigeführt, daß ferner allen annexioniſti-
ſchen Plänen der ernſte Widerſtand ſeitens der Regierung geleiſtet
wird, und daß drittens alle Widerſtände der Reaktionäre gegen
freiheitliche innere Reformen gebrochen werden.

Legiens Rede.
Unferer raſchlebigen Zeit will es ſcheinen, als ſei der Krieg

etwas Gegebenes. Dabei hat noch bis kurz vor deſſen Beginn nie
mand geglaubt, daß es ſoweit kommen könnte. Rein äußerlich, nach
den Kriegserklärungen genommen, trägt Deutſchland daran die
Schuld. die inzwiſchen gemachten archivaliſchen Funde, der
Suchomlinow Prozeß uſw. haben gezeigt, daß ſie bei der Gegen
partei liegt.

Wir Sozialdemokraten haben immer verſucht, die drohenden
Konflikte durch interwationale Abmachungen zu verhindern. Dieſem
Beſtreben diente auch die Ableynung der Militärkredite. Am
4. Auguſt 1914 ſtand daher die Sozialdemokratie vor der Frage,
ob ſie auch in dieſer Situation die Ablehnung beibehalten könne.

Sie entſchied ſich für die Annahme der Kredite und ſoryte ſo dafür,
daß Deutſchland ſeine

bewunderswerte Widerſtandskraft
bis auf den heutigen Tag behalten konnte. Das ſcheinen aber heute
gewiſſe Kreiſe vergeſſen zu haben. Damals ſagte auch der Kaiſer,
daß Deutſchland nicht Eroberungsſucht treibe, und Bethmann-Holl-
weg als damaliger Reichskanzler hat wiederholt betont, daß dieſer
Krieg nur der Verteidigung dient. Das wiederum wollen gewiſſe
Kreiſe heute zur Lüge machen, die ihre Grundſätze nach der je
weiligen militäriſchen Lage richten. Wenn dieſe Kreiſe einen
immerhin noch großen Einfluß behalten konnten, ſo iſt daran die
Arbeiter haft ſelbſt mit ſchuld. Sie hatte nichts notwendigeres
zu tun, als ihre müdhſelig aufgebauten Organiſationen im Kampf
gegeneinander zu zerſtören. Das kam aber nur daher, weil wir
die theoretiſche Phraſeologie zu lange im Vordergrund ließen und
glaubten, ſie werde ſchon bei dem geſunden Unterboden der deut-
ſchen Arbeiterbewegung kein Unheil anrichten können.

Das deutſche Proletariat iſt aber trotzdem nicht müde ge
worden, immer wieder wenigſtens für einen baldigen Frieden ein
zutreten. Auf ſein Verlangen und das Drängen der Arbeiter-
ſchaft in den neutralen Ländern hin kam es auch zur Friedens
konferenz in Stockholm. Doch ſie verlief reſultatlos, weil die
Entente- Regierungen den Abordnungen der Arbeiterſchaft dieſer
Länder keine Päſſe ausſtellten. Und zur internationalen Gewerk-
her in Bern kamen die engliſchen Arbeiter gar aus
reien Stücken nicht, weil ſie ſich

mit den Deutſchen nicht an einen Tiſch

ſetzen wollten. Lediglich die ruſſiſchen Arbeiter ſind mit uns aktiv
tätig geweſen, und wenn ihre Revolution ſiegte, ſo war das allein
deshalb möglich, weil ſie den Frieden auf ihre Fahnen geſchrieben
hatten. Jndes, zu einem glücklichen Abſchluß iſt es bisher mit
ihnen noch nicht gekommen. Soweit die deutſche Regierung daran
die Schuld trägt, durch ihre gegenſätzlichen Erklärungen vom 25.
und 27. Dezember 1917, iſt ihr das von der Sozialdemokratie
gründlich geſagt worden. Es muß aber auch betont wer
den, daß wir die Taktik der Volſchewiki nicht gutheißen
können, die auf ein fortwährendes Verſchleppen der Ver
handlungen hinauslief, in der Hoffnung, bald eine Revolution in
Deutſchland ausbrechen zu ſehen. Dieſe Rechnung iſt verkehrt,
denn ſie beruht auf Vorausſetzungen, die es in Deutſchland ein
fach nicht gibt. Läge das anders, dann würde die Revolution
ſchon lange da ſein, auch ohne die Bolſchewikis.

Als Urſache dazu käme vor allem die Ernährungsfrage in Be
tracht. Deutſchland mußte in Not kommen, nachdem es ſeit Kriegs
beginn von aller Zufuhr abgeſchnitten iſt. Aber

die Ernährung hätte trotzdem ganz anders
geſtaltet werden können. Die Vertretungen der Arbeiterſchaft haben
dazu rechtzeitig und ſeitdem wiederholt ganz beſtimmte Vorſchläge
gemacht. Doch niemals iſt man ihnen gefolgt, hat im Gegenteil
immer davor zurückgeſchreckt, energiſche Eingriffe vorzunehmen.
Der Widerſtand hierbei geht paſſiv und aktiv von den Groß
agpariern aus, auf die denn auch alle Schuld an dem Blühen
des Schleichhandels fällt. Das aber erregt die größte Erbitterung,
um ſo mehr, als hierdurch eine grenzenlos ungerechte Verteilung
der einzelnen Lebensmittel verurſacht wird. Und darin muß auch
ſchleunigſt Wandel geſchaffen werden, ſonſt treiben wir unfehlbar
einer Kataſtrophe zu, die alle bisher gebrachten Opfer illuſoriſch
macht und die Deutſchlands Widerſtandskruft bricht.

Dieſe prekäre Lage, die ſelkſt bei beſſerer Verteilung doch
immerhin eine Unterernährung beſtehen läßt, veranlaßt uns auch
vor allen Dingen mit, immer wieder auf einen baldigen Frieden
zu drängen. Die Entente hat bereits viel von ihren phantaſtiſchen
Kriegszielen aufgegeben, wenn ſie auch noch bei ihrem Eroberungs-
willen bleibt. Und was das deutſche Volk will, daß iſt in der
Friedensreſolution vom 19. Juli 1917 niedergelegt. Deren Wert
hat zwar der verfloſſene Reichskanzler Michaelis mit ſeiner darauf
Bezug nehmenden Redensart, „wie ich ſie guffaſſe“, vorübergehend
herabgemindert, jedoch iſt ſie durch die deutſche Antwort auf die
Friedensnote des Papftes wieder geſtärkt worden. Das hat natür-

das Abenteuer der Keuſahranacht.

11] Novelle von Heinrich Zſchokke.
Jndem ging eine Tür droben auf; man hörte Mädchen

ſtimmen und Gelächter. Der Schimmer eines Lichtes fiel von
oben auf die Treppe. Röschen erſchrak und flüſterte: „Jn
einer halben Stunde bei der Gregorienkirche!“ und ſprang
davon, die Treppe hinauf. Der Prinz ſtand wieder im
n. Er ging zum Hauſe hinaus und betrachtele das Ge-
äude und die erleuchteten Fenſter. Die plötzliche Trennung

war ihm natürlich ſehr unzeitig geſchehen. Zwar die Geld-
börſe gereute ihn nicht, mit der das Mädchen davon ge
flogen war; a4vohl aber, daß er das Geſicht der unbekannten
Schönen nicht beim Lichte geſehen hatte; daß er nicht einmal
ihren Namen wußte, und noch weniger, ob ſie aus der
Drohung, ihm das Geld vor die Füße zu werfen, Ernſt machen
würde, wenn er ihr in ſeiner wahren Geſtalt erſchiene. Jn-
zwiſchen vertröſtete er ſich auf das Finde-mich bei der Gre-
gorienkirche. Eben dies Plätzchen hatte ihm auch der Nacht-
wächter angewieſen. Julian verſtand bald, daß er ſein glück-
liches Abenteuer nur dieſem, doch ohne deſſen Willen, zu
danken hatte.

9.

Sei es, daß der Geiſt des Weins durch die wachſende
Kälte der Neujahrsnacht oder durch Röschens Täuſchung in
ſeiner Wirkung geſteigert ward; der Mutwille des fürſtlichen
Nachtwächters nahm überhand.

Mitten in einem Haufen von Spaziergängern blieb er an
einer Straßenecke ſtehen, und ſtieß mit ſolcher Kraft ins
Horn, daß alle Frauenzimmer mit lautem Schrei zurück-
ſprangen und die Männer vor Schrecken ſteif wurden. Dann
rief Julian die Stunde und ſang dazu:

Der Handel unſ'rer lieben Stadt
Gewaltig abgenommen hat.
Selbſt unſre Mädchen, W braun,
Sucht man nicht mehr zu frau'n.
Die Ware putzt ſich, wie ſie kann,
Und bringt ſich doch nicht an den Mann.

lich den lebhaften Unwillen der Annexioniſten geweckt, und ſie haben
nun demgegenüber

die ſogenannte Vaterlandspartei
geſchaffen. Schon dieſer Name iſt eine Beleidigung, denn ſie ſpricht
allen denjeni anderen Bevölkerungskreiſen jedes vaterländiſche
Gefühl ab, die nicht mit den Annexioniſten in ein Horn blaſen,
trotzdem gerade dieſe andern Bevölkerungsteile erſt das eigentliche,
Werte ſchaffende Deutſchland bilden. Aber noch ſchlimmer iſt, daß
dieſe Partei das Anſehen Deutſchlands im Auslande ſchädigt und
die Einigkeit unſeres Volkes geſpregt hat. Dabei ſpricht gerade ſie
davon, daß nicht ſie, ſondern die Geſamtheit der Friedensfreunde
den Krieg verlängere, ſie, die mit einem Gründungskapital von
30 Millionen Mark begonnen, und dieſe Millionen natürlich nicht
aus Mitgliederbeiträgen gezogen, ſondern von denjenigen Kreiſen
bekommen hat, die ſchon immer die innere Reaktion repräſentierten!

Wir brauchen keinen Sieg von der Art, daß andere Völker
vor uns in die Knie gezwungen werden. Wenn vielmehr Deutſch
land durchhält und ſich ſeine Entwicklungsfreiheit ſichert, dann iſt
das Höchſte gewonnen, vielmals mehr gis durch irgendeinen noch
ſo weit gehenden Landerwerb. Andernfalls wäre ja auch Deutſch
land zu Rüſtungen ſo ſchwerer Art gezwungen, daß es unweiger
lich zum Zuſammenbruch kommen müßte. Gegenwärtig ſchon haben
wir eine

Kriegsſchuldenlaſt von 109 Milliarden Mark,
wozu jedenfalls bald noch weitere 15 Milliarden kommen dürften.
Dieſe Summen müſſen aber nicht nur auch einmal wieder be
zahlt, ſondern auch verzinſt werden, was jährlich weitere 6 Mil-
liarden Mark koſtet. Dazu nun noch ſolche Rüſtungen aufzu-
nehmen, wie ſie große Eroberungen nötig machen würden, das iſt
vollkommen ausgeſchloſſen. Selbſt wenn das eintreten würde, was
jetzt ſo manche Leute träumen, daß wir Calais und Paris nehmen
könnten, ſelbſt dann wäre noch nichts bewonnen, vielmehr der Krie
nur noch weiter verlängert. Was uns allein helfen kann, das i
keine militäriſche, ſondern

eine politiſche Offenſive,
ſo wie ſie mit vielem Geſchick ſchon von Lloyd George betrieben
wird. Vor allem müßte Deutſchland erklären, daß Belgien in
jeder Beziehung unangetaſtet bleiben würde. Dann wären Llohd
George alle Waffen aus der Hand geſchlagen und er müßte ſeine
wahren Abſichten eingeſtehen, für die aber die engliſchen Arbeiter
nicht kämpfen würden.

Wichtig ſind aber auch innere Reformen, vor allem die Be
ſeitigung des Dreiklaſſenwahlrechts, die Durchführung der ſoge
nannten Parlamentariſierung, die Schaffung eines Koalitions
rechtes, von Arbeiterbammern uſw. Von beſonderer Bedeutung
iſt darunter die Wahlrechtsreform. Es war uns gelungen, Beth
mann Hollweg zu immer weitergehenderen, beſtimmten Wahlrvechts
verſprechungen zu veranlaſſen, und nun liegt auch dem Landtag ein
Regierungsvorlage vor. Sie entſpricht nicht allen unſeren Er
wartungen, hauptſächlich iſt ihr Fehler, daß ſie mit andern Vor
bagen belaſtet wurde, und daß ſie den Frauen das Wahlrecht bor-
enkhält. Aber trotzdem macht die reaktionäre

Landtagsmehrheit die größten Schwierigkeiten.
So hat ſie zuerſt die viel unwichtigere Herrenhausreform be-
raten, und wenn man ſich vergegenwärtigt, wie umſtändlich das ge
ſchehen iſt, ſo muß man ſich mit größter Beſorgnis fragen, wann
eigentlich dieſe ganze Reform zu Ende gebracht werden ſoll. Da
bei ſollen ſich aber dieſe Herren wohl ſagen, daß ſie ein äußerſt T
fährliches Spiel wagen, und daß ſie die Geduld des deutſchen Volkes
nicht auf eine zu harte Probe ſtellen ſollen!

Wohin ſolche Dinge führen können, haben erſt
die Streiks der letzten Wochen

wieder ganz deutlich gezeigt. Darin zeigte ſich die maßloſe Er-
bitterung, die im Volke herrſcht. Zwar kann man mit Streiks
weder Friedensverhandlungen noch eine Wahlreform erzwingen,
inſofern war die eingeſchlagene Taktik nicht richtig. Wie tief
Demonſtrationsſtreik iſt das ganz anders zu bewerten. Wie tief
die Erbitterung im Volke ſitzt, darauf haben wir den Kriegs
miniſter, außerdem auch Hindenburg und Ludendorff ſchon im
vorigen Jahre ſehr eindringlich aufmerkſam gemacht. Wir haben

„Das iſt doch unverſchämt!“ riefen einige weibliche
Stimmen im Haufen, „uns mit Waren zu vergleichen!“ Von
den anweſenden Männern aber lachten viele aus vollem Halſe.
„Da capo!“ ſchrien einige luſtige Brüder. „Bravo, Nacht-
wächter!“ ſchrien andere. „Was unterſtehſt du dich, Kerl,
unſere Frauenzimmer auf öffentlichor Straße zu beleidigen?“
ſchnob ein junger Leutnant, der ein hübſches Mädchen am
Arm führte, den Nachtwächter an.

„Herr Leutnant, der Nachtwächter ſingt leider Gottes die
Wahrheit!“ entgegnete ihm ein junger Müller: „Und gerade
das Weibsbild, das Sie am Arme führen, beſtätigt die Wahr
heit. He, Jüngferchen, kennſt du mich? Weißt du, wer ich
bin? He? Gegziemt ſich das für eine verlobte Braut, des
Nachts mit andern Männern herumzuſchwärmen? Morgen
ſag ich's deiner Mutter. Jch will nichts mehr mit dir zu
ſchaffen haben!“

Das Mädchen verhüllte ſich das Geſicht und zupfte am
Arm des Offiziers, um davon zu kommen. Der Leutnant
wollte aber, ein Kriegsheld, vor dem Müller nicht ſo leicht
Reißaus nehmen, und mit Ehren das Feld behaupten. Er
ſtieß eine Menge Flüche aus, und da dieſer kein Wort ſchuldig
blieb, ſchwang er den Stock. Plötzlich aber erhoben ſich zwei
dicke ſpaniſche Rohre, von bürgerlichen Fäuſten geführt,
warnend über dem Haupte des Leutnants.

„Herr!“ rief ein breitſchulteriger Bierbrauer dem Kriegs
manne zu: „Hier keine Händel wegen des ſchlechten Mädchens
angefangen. Jch kenne den Müller; er iſt ein braver Mann.
Er hat recht; und der Nachtwächter hat recht, ſo wahr ich
lebe! Ein ehrlicher Bürgersmann und Profeſſioniſt kann und
mag kaum noch ein Mädchen aus unſerer Stadt zur Frau
nehmen. Die Weibsbilder wollen ſich alle über ihren Stand
erheben; ſtatt Strümpfe zu flicken, leſen ſie Romane; ſtatt
Küche und Keller zu beſorgen, laufen ſie in Komödien und
Konzerte. Jm Hauſe bei ihnen iſt Unflat, und auf den Gaſſen
gehen ſie geputzt einher, wie Prinzeſſinnen. Da bringen ſie
dem Manne keine Mitgift ins Haus, als ein paar ſchöne
Röcke, Spitzen und Bänder und Liebſchaften, Romane und
Faulheit. Herr, ich ſpreche aus Erfahrung. Wären unſere
Bürgerstöchter nicht ſo verderbt, ich wäre längſt verheivatet.“

Alle Umſtehenden erhoben ein gellendes Gelächter. Der
Leutnant ſtreckte langſam das Gewehr vor den beiden ſpani-

ſchen Rohren und ſagte verdrießlich: „Das fehlte auch noch,
hier von dem bürgerlichen Pack Bußpredigten zu hören!“

„Was, bürgerliches Pack?“ rief ein Nagelſchmied, der
das zweite ſpaniſche Rohr führte: „Jhr adligen Müßig-
gänger, die wir euch mit unſern Steuern und Abgaben füttern
müſſen, wollt ihr von bürgerlichem Pack ſprechen? Eure
Liederlichkeit iſt an allem Unglück in unſern Haushaltungen
ſchuld. Es blieben nicht bald ſo viel ehrliche Mädchen ſitzen,
wenn ihr hättet beten und arbeiten gelernt.“

Nun ſprangen mehrere junge Offiziere dazu; aber auch
Meiſter und Handwerksburſchen ſammelten ſich. Buben mach-
ten Schneebälle und ließen davon in den r Haufen
fliegen, um auch ihre Freude dabei zu haben. Die erſte Kugel
traf den vornehmen Leutnant auf die Naſe. Dieſer hielt es
für Angriff des bürgerlichen Packs und erhob abermals den
Stock. Das Treffen begann.

Der Prinz, welcher nur den Anfang des Wortwechſels
gehört hatte, war längſt wohlgemut und lachend davon ge
zogen in eine andere Straße, unbekümmert um die Folgen
ſeines Geſanges. Er kam an den Palaſt des Finanzminiſters
Bodenlos. Mit dieſem Herrn ſtand er nicht im beſten Ver
nehmen, wie das ſchon Philipp erfahren hatte. Julian ſah alle
Fenſter erleuchtet. Die Gemahlin des Miniſters hatte große
Geſellſchaft. Julian in ſeiner ſatiriſchen Poetenlaune pflanzte
ſich dem Palaſte gegenüber hin und blies kräftig in ſein Horn.
Einige Herren und Damen öffneten, vielleicht weil ſie eben
nichts Beſſeres zu tun hatten, das Fenſter, neugierig, den
Nachtwächter zu hören.

„Nachtwächter!“ rief einer von den Herren herab: „ſing
auch ein hübſches Stück zum Neujahr.“ Dieſer Zuruf lockte
noch mehrere von der Geſellſchaft der Frau Miniſterin an
die Fenſter.

Julian, nachdem er gewohntermaßen die Stunde ge
rufen, ſang mit lauter Stimme gar vernehmlich:

Jhr, die ihr ſeufzt in Schuldennot
Und ohne Witz zum Bankerot,
Fleht, daß der Herr in dieſer Nacht
Euch zum Finangminiſter macht,
Der ohne Finanzen läßt das
Weil er ſie behält in ſeiner Hand.

(Fortſetzung folgt.)



ſie eingehend auf alle Urſachen dieſer Erbitterung verwieſen und
baben ihnen deutlich geſagt, daß ſie die Leute an der Front, die
ſo Uebermenſchliches ertragen m iſſen, nicht an dem inneren Aus
bau des Staates verzweifeln laſſen ſollen. Aber troddem ſind die
Streiks gekommen. Um ſie richtig zu verſtehen, iſt nötwendig, alle
jetzigen Verhältniſſe in Betracht zu ziehen. Das Ungeſchickteſte, was
getan werden kann, iſt die Redensart, ſo etwas ſei Landesverrat.
Denn damit dient man allein dem Ausland, das hiernach tat
ſächlich glauben könnte, mit Deutſchlands Widerſtandskraft wäre es
im ſelben Augenblick zu Ende, wenn nur einige Tage geſtreikt
würde. Es fehlt aber auch daran, daß

unſere Arbeiterſchaft nicht mehr einig
iſt. Wäre fie das noch, dann hätte vielleicht dieſer Streik vermieden
werden können. Jndes, die Arbeiterſchaft iſt ſich zu be
wußt, was eine Niederlage auch für ſie bedeutet, da tſchland
dann um ein halbes Jahrhundert in ſeiner Enkwicklung zurück
geworfen würde und wieder Menſchen ſtatt Waren exportieren
müßte. Deshalb wird ſie ohne Zwang nichts tun, was unſere
Widerſtandskraft ſchwächen könnte. Auf der andern Seite hat ſie
aber ein Recht, zu fordern, daß die ganze Bevölkerung gleichmäßig
behandelt, und daß Deutſchland zu einem für alle wohnlichen
Staate ausgeſtaltet wird.

Die Arbeiterſchaft wird er wen, was ſie zu ihrer Entwick-
lung braucht. Darüber möge man unbeſorgt ſein. So hat ſie
c bisher ſchon getan, und ſo wird ſie es auch noch weiter tun.

n n
Halle und Saalkreis.

Halle, 109. Februar 1918.

Audienz bei Sereniſſimo.
Am Sonntag vormittag haben die „Deutſchvölkiſchen“, das iſt

ein mixtum compoſitum von Antiſemitismus und alldeutſchen Kon
ſervatismus, zu gleicher Zeit mit unſerer Partei eine öffentliche
Verſammlung in den „Thalia“-Sälen abgehalten. Das war von
der Halleſchen Zeitung unter Seitenhieben auf Legien er werd
vermutlich an dem zweideutigen Verhalten der von ihm, geleiteten
freien Gewerkſchaften in Sachen „Rüſtungsſtreik“ eine kräftige
Mohrenwäſche vornehmen“ unter anderm mit der Empfehlung
angekündigt worden, der Redner des Tages, der Reichsbagsabge
ordnete Werner, gelte „als gründlicher Kenner der Mittelſtands-,
veſonders der Beamtennöte“, und habe das durch zahlreiche Reichs
tagsreden bewieſen. Am Schluß aber hatte dieſes Blatt geſchrieben
„Abg. Werner wird in einer Nachverſammlung, die ſich
in dem angrenzenden Büfettſagl der „Thaliaſäle“ an ſeinem Vor
trag unmittelbar anſchließt, für jedermann aus dem
Volke zu ſprechen ſein und vermutlich Neues aus dem Land
tag und Reichstag zu berichten haben. Nun, zu einer ſolchen
allergnädigſt gewährten Landſtuben-Audienz iſt es auch gekommen,
doch nicht ſo, wie es ſich Sereniſſimo und ſeine Kammerherren ge
dacht haben: die ganze Verſammlung war nämlich infolge ihres
überaus ſchwachen Beſuches nichts weiter als eine ſolche Privat-
Audienz! Das ergibt ſich klar aus einem Bericht der Saale-
Zeitung darüber.

Dieſes Blatt ſchreibt unter anderm: „Der Zulauf war jedoch
ſo gering, daß man erſt eine halbe Stunde nach dem ge
olanten Anfang beginnen konnte. Der Vorſitzende,
Herr Eiſenbahnbetriebsſekretär Hanſen, begrüßte in ſeiner Er-
öffnungsanſprache die Anweſenden, „insbeſondere“, ſo fuhr der
Redner fort, „heiße ich die Herren des Alldeutſchen Verbandesund die Herren vom Unakhängigen Ausſchuß für einen deutſchen

Frieden willkommen und danke ihnen, daß ſie unſerer Einladung
Folge geleiſtet haben. Den ſchwachen Beſuch bedauere ich, ſo
traurig hätten wir ihn uns nicht vorgeſtellt. An Reklame hat es
nicht gefehlt, die haben wir genügend gemacht.“ Man muß die
Klage des Herrn Vorſitzenden für berechtigt anſehen, denn trotz der
Anweſenheit der Mitglieder jener beiden von ihm genannten Ver
bände waren im Saale nur rund 90 Perſonen zugegen, Männer
und Frauen.“

Und am Schluß ſagt die Saale-Zeitung: „Wie man ſieht,
waren es nicht gerade neue Gedanken, die der Redner in ſeinen
Ausführungen vorbrachte, und auch die Form, die er dafür wählte,
bot in keiner Weiſe etwas Neues und vermochte, wie der Augen
ſchein ergab, nirgends ſonderliche Stimmung zu erwecken. Daran
und an der Oede des Saales mochte es denn wohl auch liegen, dafß

bereits vor Schluß der Rede ein Teil der An-
weweſenden den Saal verließ, ſo daß der Vorſitzende
mahnen mußte, man möge doch dem Redner, der ja in zehn bis
zwölf Minuten zu Ende komme, noch ein wenig Geduld
ſchenken. Jn der Diskuſſion, die im Büfettraum ſtattfinden ſolle,
würde ſich Gelegenheit zu mancherlei intereſſanten Fragen und
Aufklärungen geben. Nach alledem u ſelbſt der, der der Ver
anſtaltung mit den wärmſten Gefühlen gegenüberſtand, nicht be
ſtreiten können, daß ſie ein vollſtändiger Fehlſchlag
war.

Was hierauf aus der „Nachverſammlung“ geworden iſt, das
gibt die SaaleZeitung nicht an. Wahrſcheinlich aber Hat man aus
ihr eine Skatrunde gemacht, freilich keine gemütliche, denn nach
einem ſolchen Reinfall kann ſelbſt ein deutſchvölkiſches Gemüt aus
allen Wolken fallen.
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Kriegsbeſchädigten-Organiſation in Halle.
Von einem Kriegsbeſchädigten wird uns geſchrieben:
In den letzten Tagen und Monaten wurde die Oeffentlichkeit

wiederholt auß Gründungen von Organiſationen der Kriegsbeſchädigten
und ehemaligen Kriegsteilnehmer aufmerkſam gemacht. Es beſtehen
bereits mehrere ſolcher Organiſationen, die in programmatiſcher Beziehung aller Vorausſicht nach grundverſchiedene Wege einſchlagen wer

den. An der Spitze dieſer Vereinigungen marſchiert der Bund der
Kriegsdeſchädigten und ehemaligen Kriegskeilnehmer, Sitz Berlin.
Ueber die jetzige Stärke an Mitgliedern herrſcht noch kein klares Bild,

die Gründungen von Ortsgruppen dieſes Bundes noch im Entſtehen
begriffen ſind. Jedoch kann mit Freude und Beſtimmtheit feſtgeſtellt
werden, daß dieſe im munteren und friſchen Wachſen ſich befindende
Organiſation bereits mehrere Zehntauſende zählt. Eine erfreuliche
c e für die ſoziale Beſſergeſtaltung des Daſeins der Kriegsbe-

Die Gründung einer ſolchen Ortsgruppe dieſes Bundes vollzog
ſich Sonnabend 16. Februar, in den Mauern unſeres lieben Halle. Etwa
50 Kriegsbeſchädigte verſammelten ſich in einem hieſigen Lokale und
gründeten einmütig beſeelt die Ortsgruppe Halle a. S. des erwähnten
Bundes. Das Programm lautet: Politiſch neutral, aber eine enerr ogreiſend ſoziale und wirtſchaftliche B g des

diglen. Die Zukunft wird daß dieſe
ndung ihre Urſachen und Fundamente dereits hat.
Das Bild dieſer Verſammlung bot neben manchem traurigen, doch

auch manchen intereſſanten Einblick. Durchweg mit Orden und Aus
zeichnungen geſchmückte junge, markige Geſtalten. Dazwiſchen alte er

aute ehrwürdige Familienväter. Alles ernſte bewußte Geſichter
anchem ſah man ſeine Leiden gar nicht an, weil der Anzug oder ein

künſtliches Glied deſſen Fehlen verdeckte. Beim Eintritt in den Ver
ſammlungsraum rang fich bei verſchiedenen Kameraden ein Erſtaunen
ab. Ein Polizeiwachtmeiſter hatte, ebenfalls mit dem Eiſernen ge

neben dem Vorſtandstiſche Pla nommen. Alſo polizeilich
u t! Angeregt, manchmal ſehr lebhaft, wurden die Wahlen vor

Geiſt des Lebens von da draußen war noch in allenDer
Kameraden wach und lebendig Möge dieſer jungen und mutigen Orts

e

Keine Herabſetzun r Geiteder Brotmefolgendes bekann e Vo tiwird n Dunkle Elemente ſind wi er dabei,
neuen v in die Arbeiterſchaft zu tragen. Shyſtematiſch

rwerden die beiter durch die Behauptung beunruhigt, daß die
bisherige Brotmenge herabgeſetzt werden ſoll. Glaubhaft gemacht
wird dieſe Behauptung durch die Ergählung: Die Herabſetzung der
Brotmenge ſei ſchon vor Ausbruch des letzten Streiks vom Kriegs

ernährungsamt ſſen, der s r h indie rei ickt, wegen des Streito zurückgehalten
worden. Jetzt ſoll nun die Brotmenge verringert werden. Dieſe
Gerüchte nach Erkundigungen bei den zuſtändi
Stellen nicht den tagen Dieſe Behauptungen werden
beſſeres Wiſſen und lediglich zur Erreichung anderer Abſichten
in die Arbeiterſchaft getragen. Wir warnen daher davor, dieſen
oder ähnlich gearteten Gerüchten Glauben zu ſchenken oder ſieweiterzutragen. Nach unſeren Auskünften nd Grundſtoffe zur
Brotbereitung in genügender Menge vorhanden.

Zur Frage der Wohnungsbeſchaffung hat der Vorſtand des
Preußiſchen Städtetages an den Miniſter des Jnnern eine Ein

erichtet. wünſcht der Vorſtand eine Bindung derietaböhe ür Wohnungen in älteren Häuſern, das heißt den
Städten ſollen Reichs oder Staatsmittel zur Verfügung geſtellt
werden, um die Mittel in allen aus der Uebergangszeit vom Krieg
V Frieden ſtammenden Gebäuden für längere Zeit herabzuſetzen.

ann biktet der Vorſtand eigene Staats oder Reichsmittel zu
billigen Sätzen zur Verfügung der Städte zu ſtellen und auf ge
etzlichem ge neue Geldquellen den Städten zu erſchließen.
benſo wir ſei es, in vielen Fällen fiskaliſches Gelände den

Städten zur Verfügung zu ſtellen oder zu 7 Bedinqungen
zu erſchließen. Als e Punkt käme dann die Bereitſtellung
von erforderlichen Arbeitskräften und Rohſtoffen für die Erleichte
rung der Bautätigkeit in Betracht. Dazu müßte eine Entſcheidung
der Heeresverwaltung möglichſt ſofort herbeigeführt werden, da
mit ſchon jetzt feſtgeſtellt werden könne, wer in erſter Reihe zu
ſtändig ſei und welche Materialien ſchnell und billig beſchafft wer
den können, ob eine genügende Zahl von Holzhäuſern, Bargcken
uſw. in Fällen dringendſter Not zur Verfügung ſtehen.

Der Krieg als Familienzerſthrer. Es iſt eine ſchon länger
beobachtete Tatſache, daß der Krieg auch auf das Verhältnis der
Eheſcheidungen einen ſtarken Einfluß ausgeübt hat. Einen inter
eſſanten Einblick in dieſe Verhältniſſe gab die letzte Sitzung der
Nürnberger Armenräte. Aus Anlaß eines vorliegenden Unter
ſtützungsfalles für eine Familie, deren Ernährer eingezogen iſt,
ſtellte der Vorſitzende, Rechtsanwalt Fleiſchmann, feſt, daß bei den
Armenrechtsgeſuchen, die bei der Armenpflege für Prozeſſe uſw.
beantragt worden, von 100 Klagen allein 34 ſich auf Eheſcheidungen
beziehen. Weiter wurde mitgeteilt, daß unter 168 neu eingelanufe-
nen Geſuchen um Armenrechtsbewilligung nicht weniger als 80 Ge
ſuche Eheſcheidungsklagen betreffen. Der Vorſitzende bezeichnete
dieſe Feſtſtellungen als geradezu fürchterliche Tatſachen. Jeden-
falls geben dieſe Verhältniſſe ſehr zu bedenken.

Aus der heimiſchen Jnduſtrie. Die Trotha-Sennewitzer
Aktien-Ziegeleien-Geſellſchaften zu Sennewitz ſchließt das Ge
ſchäftsjohr 1917 mit einem Reingewinn von 72 392 M. (i. V.
82 913 M.), aus dem auf das Aktienkapital von 600 000 M. eine
Dividende von 8 Prozent (i. V. 4 Proz.) verteilt wird. An der
Bilanz erſcheinen Warenvorräte mit 43 408 M. (60 201 M.) und
Debitoren mit 170 1832 M. (161 369 M.), denen Kreditoren in Höhe
von 33 370 M. (35 196 M.) gegenüberſtehen.

Goldwoche im Stadttheater. Die Leitung des Stodttheaters wird
in der Woche vom 17. bis 24. Februgx jedem Käufer einer Theaterkarte,
der ſeine Zohlung in Gold leiſtet, eine zweite Karte der gekouften Platz
gattung umſonſt überlaſſen. Für jedes weitere Goldſtück wird ein
weiterer Freiplaß veradfolgt.

Ueber die Gieheimſchlachtungen, von denen wir geſiern be-
reits eine kurze Mitteilung brachten, berichtet die Sangerhäuſer
Zeitung aus Sangerhauſen ſelbſt folgendes: Am 14. Februgx iſt
polizeilich feſtgeſtelll, doß in der Malzgaſſe Nr. 8, bei Frünke,
verſchiedentlich Geheimſchlacktungen erfolgt ſind. Bei der am
14. Februar gegen Akend erfolgten Durchſuchung wurde in einem
Stalle die friſch abgezogene Haut eines Rindes ſowie der Kopf
eines Rindes gefunden. Die weiteren Feſtſtellungen ergaben, daß
das Fleiſch von zwei heimlich geſchlackteten Stärken nach Halle a. S.
befördert und dort an den Bahnhofswirt verkauft iſt. Die Be
ſchulbdigten in der Angelegenheit ſind im Polizeikommiſſarig* ver
nommen. Die Angelegenheit iſt der Stag!sanwaltſchaft in Nord
bauſen zur weiteren Verfolgung eingereicht. Die Kriminakvolizei
in An hat noch einen Zentner von dem heimlich gelieferten Fleiſch
beſchlagnahmt.

„Fines Hamſters Planderſtündkein“. Zu dem unter dieſer
Svitzmarke gebrachten Artikel in der Sonnabend Nummer der
Volkaſtimme wird uns von Herrn Otto Zſchaepe geſchrieben: „So
viel mir bekannt iſt, bin ich der einzige in Halle, der den Namen
Zſchaepe führt. Jch habe aber keine Gemahlin, ſondern bin Witwer.
Auch habe ich keine gehamſterten Vorräte zu verkaufen, ich wäre
froh, wenn ich ſelber etwas hätte. Jn Jeng habe ich auch keinen
Bekannten. Jch bin überzeugt. daß mein Name bewußt oder irr-
tümlich, miſthraucht worden iſt. Das nähere wird die Unter-
ſuchung erweiſen“. Wir können beſtätigen, daß es ſich tatſächlich
nicht um dieſen Herrn Zſchäpe, bei jenem Adreſſaten Zſ*aepe
dreht, der in dem von uns abgedruckten Brief eine ſo merkwürdige
Rolle ſpielt.

w.

Treißriemen- und Klee derdiebſtähle. Geſtohlen wurden wäh-
rend der letzten Wochen: ejn Treibriemen, 20 Meter lang, 14 Zenti-
meter breit; ein Treibriemen, 9 Meter lang, 13 Zentimeter breit,
8 Millimeter ſtark; ein ſchwarzes Reitkleid, die Jacke mit hellgrau
ſeidenem Futter; ein bellgrünes Atlaskleid mit eremefarbenen
Spvitzen; ein gelbſeidenes Kleid mit Flitterſill und Spitze: ein
weißes Atlaeunterkleid eine ſchwarzſeidene Bluſe; 2 dunkelgraue
Dienerkleidungen mit blauen Kragen, die Knöpfe mit dem Buch
ſtaben „O“; 2 rote Zugvorhänge mit weißen Languetten; Tüll-
gardinen; eine große aus weißen Karos geſtrickte Bettdecke; eine
große Anzahl Babywäſche, als Hemden, Jäckchen, Lätzchen, Mützen,
Wickeltücher, geſtrickte Wickelbänder und Binden; ein Treibriemen,
716 Meter lang, S Zentimeter breit, 5 Millimeter ſtark; 7 Treib-
riemen, 17, 6, 6 7, 6, 514 und 5 Meter lang, 106, 70, 80, 55, 50,
50 und 50 Millimeter breit und 616, 5, 5 5, 5, 5 und 5 Millimetker
ſtark; ein weißleinenes Bettuch, gezeichnet „S. S.“; ein blauer
Wintervaletot mit ſchwarzſeidenem Futter und Samtkragen für
kleine Figur paſſend.

Sektdiebſtahl. Am Sonnabend nachmittag zwiſchen 4 und
6 Uhr iſt in der Spi er ein braun geſtrichener zweirädriger
Federhandwagen mit 2 Stoßſtangen, ohne Firmenkezeichnung, gehen worden. Auf dem Wagen befanden ſich 2 ge Kiſten, gez.

K. K Co. 70166/67 mit dem Abgangszeichen Leipzig. Jede iſt

enthielt 30 Flaſchen Sekt, Marke h Rheingold“. Wer ſach
dienliche Wahrnehmungen über den Verbleib des Wagens mit dein
Sekt gemacht hat, wird erſucht, dieſe der Kriminalabteilung, Dreh
hauptſtraße 4, Zimmer 38 oder 87, mitzuteilen. Für Wiederbe
ſchaffung des Geſtohlenen hat der Geſchädigte 100 M. Belohnung
ausgeſetzt.

Schwerer Verluſt. Ein dieſer Geſchäftsmann hat Mon
tag vormittag am Geſchäftslokal der deburger Privatbank in der
Poſtſtraße 85 000 M. verloren, beſtehend aus Wertpapieren. Wer
die Papiere wiederbringt, ſoll eine hohe Belohnung erhalten. Vor
deren Ankauf wird gewarnt.

Mitteilu150 Mark Geſdſiraſe. des E Amtsanwalt
iſt gegen die Händlerin Anna d

e oder 20 Loge Seſengnn
feſtgeſetzt worden.

Theater, Sehenswürdigkeiten uſto.
Heute g wird „Die Braut von Meſ

tn a Am iſt „Tiefland“, Donnerstag, „Ein

neſtelung mit „Jahrmarkt in u ſtatk, Sonntag abend
Erſtaufführung der Oper König für einen Tag“. Am Sonnadend mee gelangt als e al reren bei kleinen Preiſen
Schillers „Maria Stuart“ zur Aufführung.

Eſrlnen Familiengbend veranſtaltet der Halleſche Hausfrauenbund
zum e ſeiner Unternehmungen in den Thaliaſälen am 1. März,
abends 8 Uhr. Er wird im erſten Teil ausgezeichnete muſikaliſche und
deklamatoriſche Darbietungen en; unter anderem haben FrauSchmidt und Käthe Weder Mitwirkung zugeſagt.
Im zweiten Teil ſoll ein Luſtſpiel „Die Kochkiſte“ von Georg Irrgang,
das im Dresdner Volkstheater mit großem Erfolg ausgef wurde,der kiſte neue werben. Ka 1 M., o und 30 Pf.
ſind in der Muſikalienhandlung Hothan zu haben.

Der volkstüml ſche Kammermuſik-Abend, der am Sonnabend
von der Leipziger Künſtlervereinigung für volkstümliche Kammer
muſik in den „ThaliaSälen“ veranſtaltet wird, bringt

rogramm: 1. Haydn, Kaiſerquartett. 2, Mozart, Lieder. 8. Mozart,
larinettenquintett. 4. Beethoven, Lieder. 58. Beethoven, Streich

quartett A. Dur op. 18 Nr. 5. Bemerkt ſei dabei, daß die W
von der bekannten Sängerin der Leipziger Oper, Frau Aline
Sanden, ausgeführt werden. Der Eintrittspreis beträgt nur 50 Pf.
Karten ſind außer in der Muſikalienhandlung von Hothan auf dem
Arbeiterſekretariat, Harg 49/44, zu haben.

U. T. ele, Alle Promenade 110. In dem Programm dieſer
Woche iſt ein indiſches Liebesdrama: „Der Sultan von Johore“
in welchem der Forſchungsreiſende illem Ridder (Bruno Eichgrün)
den Auftrag hat, das geheimnisvolle Land des Sultans von e zu
erforſchen. Sein eiferſüchtiger Nebenbuhler Aage Laars (Preben H.
Riſt) reiſt ihm jedoch voraus, läßt ſich bei dem Sultan melden und
erzählt ihm, daß bald ein Europäer kommen würde, welcher von den
Feinden des Sultans gedungen ſei, das Land zu erſpähen. Der For
ſchungsreiſende wird nach ſeiner Ankunft mit ſeiner jungen Frau in
einen Tempel geſperrt, in welchem er von der Göttin Kall gerichtet
werden ſoll, wird aber, nachdem der Betrüger von der jungen Gattin
entlarvt iſt, noch rechtzeitig befreit. Weiter wird das Programm ver
vollſtändigt durch das reizende Poſſenſpiel: „Die Kunſt zu heiraten“
mit Viggo Larſen und Käte Dorſch in der Hauptrolle ſowie durch eine
wohlgelungene Aufnahme der „Schweizer Kadetten“.

»Gewerkſchaftliches.
Forderungen der Niederlauſitzer Braunkohlen

arbeiter.
Auf Verlangen vieler Beleg ſchaften im Niederlauſitzer Braun

kohlenrevier beſchäftigte ſich am 10. Februar in Senſtenberg eine Kon
ferenz der den Verbänden: Verband der Bergarbeiter Deutſchlands,
Polniſche Berufsvereinigung der Bergarbeiter, Gewerkverein drr Fabrik
und Handarbeiter (H.-D.), Abt. Bergarbeiter, Deutſcher Metallarbeiter
verband, Gewerkverein der Metallarbeiter und Maſchinenbauer (H.D.),
Verband der Maſchiniſten und Heizer angehörenden Vertrauensleute
und Arbeitergusſchufmitglieder mit der Lohn- und Lebensmittelfrage.
Allſeitig wurde hervorgehobden, daß die Klagen der Belegſchaſten voll
berechtigt ſind und die Löhne den heutigen wirtſchaftlichen Exiſtenz-
bedingungen nicht entſprechen. Nach längerer Ausſprache wurde von
den Schachtvertretern einſtimmig der Beſchluß gefaßt:

den Beleg'chaflen zu empfehlen, ihre weitergehenden Wünſche
zurückzuziehen und einheitlich an die Werkleitungen folgende For
derungen zu ſtellen:

1. Erhöhung des einſchließlich aller Zulagen und Vergünſti-
re bisher gezahlten Lohnes um 1.50 M. für männliche, 1 M.

ir weibliche und 75 Pf. für jugendliche Perſonen unter 16 Jahren
pro Schicht.

2. Jahlung von 25 Prozent Zuſchlag für die erſten beiden
Ueberſtunden; für jede weitere Ueberſtunde und für Sonntagsarbeit
50 Prozent und für Feiertagsarbeit 100 Porzent.

3. Erhöhung des Gedinges um 20 Prozent.
Allgemein wurde ausgeſprochen, daß mit der geforderten Erhöhung

die Löhne bei weitem nech nicht den wirklichen wirtſchaftlichen Verhält-
niſſen ertſprechen, ſondern damit nur eine Milderung der allergrö ten
Notloge eintreten würde, ferner wurde lebhaft Klage darüber geführt,
daß bei der Verſorgung der Belegſchaſten mit Leber snitteln die Mit-
wirkung und Kontrolle der Arbeitervertreter durch die Werksleitungen
mit allen erdenklichen Mitteln verhindert wird. Die Verordung des
Kriegsernährungsamts vom Mai 1917 ſteht in der Niederlauſitz ledig
lich auf dem Papier. Es wurde der Wunſch ausgeſprochen, daß dos
Material geſommelt werden ſoll und die Arbeitervertreter ſich bei den
ferneren Verweigerungen an das Kriegsernährungsamt und an das
Kriegsamt beſchwerdehrend wenden ſollen.

Aus der Partei.
Eine ſcharfe Kritik der Linksradikalen.

Die Bremer Arbeiterpolitlk ſett ſich mit dem Wilſonſchen Friedens
ren das ſie ein Kriegsprogramm nennt, auseinander und tadeltie Leipziger Volkszeitung, daß ſe einſeitig den deutſchen Jmperlalls-

mus bekämpfe, die Forderungen des feindlichen Jmperialismus aber
annehmbar finde:

„Es iſt gewiß vorzüglich wenn ein Blatt und eine Vartei den
heimiſchen Jmperiolismus ſchärfer bekämpft, aber dieſer Kampf kann
doch nicht dadurch gut geführt werden, daß man den gegneriſchen
Jmperiglismus als harmloſe Demokrotie hinſtellt. Eine ſolche Oppoſi
tion beruht nicht auf klarer Einſicht, und well ſie nur inſtinktio empfindet,
daß Bekämpfung nötig iſt, ohne klar zu wiſſen, weshalb und wie
tieffeindlich der Feind iſt, muß die Bekämpfung in der Form ſehr
rabiat ſein, ohne im We'en gründlich und erfolgreich zu ſein.

Wenn z. B. die Leipziger Wrehamnne die Friedensliebe der
engliſchen Arbeiter hervorhebt, gegen die ſich die Regierung des Lloyd
George kaum zu holten weiß, ſo mag es als Aufmunterung der
deutſchen Arbeiter verſtändlich ſein, aber es entſpricht nicht dem objektiven
Tatbeſtand. Mag Henderſon ſich gebärden als müſſe die imperialiſtiſche
Regierung ſeinen demokratiſchen Forderungen bald nachgeben, in Wirk-
lichkeit iſt' er und ſeine organiſierte v die geleithammelte
Herde des Jmperialismus. Die in England den Krieg bis aufs Meſſer
bekämpfen, die revolutionären Gruppen, ſie ſiechen im Gefängnis da
hin, oder bilden eine re aber noch viel zu ſchwache Minorität, die
mit den ſchlimmſten Mißhandlungen verfolgt wird; und ähnlich ſteht
es in Amerika und Frankreich. Sie verſtehen und haſſen den aus
ländiſchen Jmperialismus genau ſo wie den eigenen. Die Leipzigerin
ſpricht nicht von dieſen Kämpfern, ſie redet Über die angebliche Bedeut-
ſamkeit der organiſierten Arbeiter, die ſich willig dem Jmperialismus
unterordnen dieſe bilden ja denſelben Stoff und ſpielen dieſelbe Rolle
wie die Unabhängigen hier. Die Oppoſition ſolcher Leute hier wie
dort iſt eine lärmende Wortoppoſition, die, um den eigenen Jmpe-
rialismus (den ſie für böswillige Politik einiger Gewaltmenſchen
P zu bekämpfen, den fremden Jmperialismus als weniger harm
os darzuſtellen ſuchen.“

99 der 2 Je iſt c S n rJahrgangs enen. Aus n es Heftes hebenvor: Zur Streikbewegung. Von Fritz Ebert. Grundlagen der Hegel
Marxſchen Geſchichtsauffaſſung. Von Heirich Cunow. (Schluß.)
Der De taatsbankrott. Von Max Grunwald. Aus unſererBücherei. Von Edgar Freiger (München). ditwrari e Rundſchau:
Dr. Arnold Struker, Die Kundgebungen Papſt Benedikts XV. e
Weldfrieden. Von H. C. Georg v. Below, Die deutſche Geſchicht
ſchreibung von den Befreiungskriegen bis zu unſeren Tagen. Von
Hermann Wendel.

tlich einmal und iſt durch alle Bun n. ranſtalten unkern J dieeibe bei der Poſt nur fürdas Vierteljahr zu beziehen; jed
das Vierteljahr beſtellt werden. Das ne Heſft koſtet 30 Pfennig
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